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Verbraucherinformation 
zur Sach-, Haftpflicht- und Unfallversicherung 

I. Allgemeines 

1. Identität des Versicherers 
Name, Rechtsform, ladungsfähige Anschrift: 
Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss. 
Handelsregistereintrag: Amtsgericht Neuss, HRB 13420. 

2. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers / 
zuständige Aufsichtsbehörde 

Hauptgeschäftstätigkeit: 
Die Rhion Versicherung AG gehört zur RheinLand Versi-
cherungsgruppe und betreibt die Haftpflicht-, Sach- und 
Unfallversicherung. 
Aufsichtsbehörde: 
Die für Beschwerden zuständige Aufsichtsbehörde ist die 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 

3. Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung 
Auf das Versicherungsverhältnis findet das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 
Die gegenseitigen Rechte und Pflichten ergeben sich 
nach vorliegendem Antrag aus den hierfür maßgebenden 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen, sowie ggf. Be-
sonderen Bedingungen, Risikobeschreibungen, Klauseln, 
Pauschaldeklarationen und Sicherungsrichtlinien sowie 
den gesetzlichen Bestimmungen. Diese Unterlagen ent-
halten auch Angaben über Art, Umfang, Fälligkeit und 
Erfüllung der Leistung. 

4. Gesamtpreis der Versicherung 
Der konkrete Gesamtpreis (Beitrag) zur Versicherung ist 
im Angebot bzw. Antrag detailliert ausgewiesen. 

5. Zusätzliche Kosten 
Besondere Gebühren und Kosten werden, mit Ausnahme 
der in den Allgemeinen Versicherungsbedingungen ge-
nannten, nicht erhoben. Falls besondere Kosten für Tele-
kommunikationsgebühren anfallen, die über die normalen 
Telefonkosten hinausgehen, werden diese mit der jewei-
ligen Nummer angegeben. 

6. Beitragszahlung 
Grundsätze:
Die Grundsätze der Beitragszahlung sind in den Allge-
meinen Versicherungsbedingungen beschrieben. 

Die Folgebeiträge sind jeweils am Ersten des Monats 
fällig, in dem die neue Versicherungsperiode beginnt. Bei 
Vereinbarung von Ratenzahlungen sind diese am Ersten 
des jeweiligen Monats zu zahlen, sofern nichts anderes 
vereinbart wurde. 
Bei Teilzahlung des Jahresbeitrags werden die noch 
ausstehenden Raten des Jahresbeitrages sofort fällig, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Rate in Verzug gerät. 
Für monatliche Zahlungsweise ist Einzugsermächtigung 
Voraussetzung. Ist monatliche Zahlungsweise vereinbart 
und entfällt das Lastschriftverfahren oder kann eine Ab-
buchung nicht durchgeführt werden, so wird auf viertel-
jährliche Zahlungsweise umgestellt. 
Einzugsermächtigung: 
Im Falle einer Erteilung einer Einzugsermächtigung gilt 
Folgendes: 
Sie ermächtigen uns widerruflich, die zu entrichtenden 
Versicherungsbeiträge zu Lasten des von Ihnen genann-
ten Kontos mittels Einziehungsauftrag (Lastschrift) einzu-
ziehen. Wenn Ihr Konto die erforderliche Deckung nicht 
aufweist, besteht seitens des kontoführenden Geldinsti-
tuts keine Verpflichtung zur Einlösung. Kosten aus dem 
Widerspruch gegen eine berechtigte Abbuchung oder 
Rücklastschrift mangels ausreichender Kontodeckung 
gehen zu Ihren Lasten. 
Sie haben das Recht, eine bereits durchgeführte Abbu-
chung innerhalb einer Frist von sechs Wochen rückgän-
gig zu machen. 

7. Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 
Informationen 

Die Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Ange-
botsinformationen bzgl. der Bedingungen, Bestimmungen 
und Beiträge ist auf zwei Monate befristet, sofern nicht im 
Angebot ein anderer Zeitraum benannt ist. 

8. Zustandekommen des Vertrages / Vertragsbeginn / 
Antragsbindefrist 

Der Vertrag kommt mit Zugang des Versicherungs-
scheins beim Versicherungsnehmer zustande. Der Versi-
cherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer 
den ersten oder einmaligen Beitrag unverzüglich nach 
Ablauf der Widerspruchsfrist zahlt. 
An Ihren Antrag sind Sie einen Monat gebunden. 
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9. Widerrufsrecht / Rechtsfolgen des Widerrufs 

Widerrufsrecht: 
Sie kÄnnen Ihre VertragserklÅrung innerhalb von zwei 
Wochen ohne Angabe von GrÇnden in Textform (z. B. 
Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt an dem 
Tag, nach dem Ihnen der Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschlieÉlich unserer Allgemei-
nen Versicherungsbedingungen sowie die Vertragsin-
formationen gemÅÉ Ñ 7 Absatz 2 des Versicherungsver-
tragsgesetzes und diese Belehrung in Textform zuge-
gangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genÇgt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 
Der Widerruf ist zu richten an: 
Rhion Versicherung AG, RheinLandplatz, 41460 Neuss. 
Widerrufsfolgen: 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet Ihr Versiche-
rungsschutz und wir erstatten Ihnen den Teil Ihres Bei-
trags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs ent-
fÅllt. 
Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang 
des Widerrufs entfÅllt, kÄnnen wir einbehalten, wenn Sie 
zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
Ablauf der Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche 
Zustimmung nicht erteilt oder beginnt der Versiche-
rungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrist, erstat-
ten wir Ihnen Ihren gesamten Beitrag. 
BeitrÅge erstatten wir Ihnen unverzÇglich, spÅtestens  
30 Tage nach Zugang des Widerrufs. 
Besondere Hinweise: 
Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so lÅuft Ihr ursprÇng-
licher Versicherungsvertrag weiter. Das Widerrufsrecht 
besteht nicht bei VertrÅgen mit einer Laufzeit von weni-
ger als einem Monat. 

10. Vertragslaufzeit, Vertragsverlängerung 
VersicherungsvertrÅge von ein- und mehrjÅhriger Dauer 
verlÅngern sich um ein Jahr und weiter von Jahr zu Jahr, 
wenn eine schriftliche KÇndigung nicht drei Monate vor 
dem jeweiligen Ablauf einem der beiden Vertragspartner 
zugegangen ist. 

11. Beendigung bzw. Kündigung des Vertrages 
Ein VersicherungsverhÅltnis, das fÇr eine Dauer von mehr 
als drei Jahren eingegangen worden ist, kann zum Ende 
des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter 
Einhaltung einer Frist von drei Monaten seitens des Ver-
sicherungsnehmers gekÇndigt werden. 
Eine KÇndigung des Vertrages ist nur dann rechtswirk-
sam, wenn sie innerhalb der jeweils vorgeschriebenen 
Frist beim Versicherer eingetroffen ist. 
Weitere MÄglichkeiten der Vertragsbeendigung enthalten 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

12. Gerichtsstand / Anwendbares Recht 
Gerichtsstand: 
Die GerichtsstÅnde fÇr Klagen aus dem Versicherungs-
vertrag ergeben sich aus den Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen. 

Anwendbares Recht: 
FÇr den Versicherungsvertrag gilt deutsches Recht. 

13. Vertragssprache 
Die Vertragssprache ist deutsch. 

14. Schlichtung / Beschwerde 
Die Rhion Versicherung AG ist nicht Mitglied im Verein 
ÖVersicherungsombudsmann e.V.Ü. Bei Meinungsver-
schiedenheiten in Zusammenhang mit dem Versiche-
rungsvertrag besteht somit keine MÄglichkeit des Streit-
schlichtungsverfahrens vor dem Ombudsmann. Gleich-
wohl kÄnnen Sie eine Beschwerde an die Bundesanstalt 
fÇr Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer 
StraÉe 108, 53117 Bonn, richten. UnabhÅngig hiervon 
kÄnnen Sie den Rechtsweg nutzen. 

15. Einwilligungsklausel nach dem Bundesdaten-
schutzgesetz 

Sie willigen ein, dass wir im erforderlichen Umfang Daten, 
die sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertrags-
durchfÇhrung (BeitrÅge, VersicherungsfÅlle, Risiko- oder 
VertragsÅnderung) ergeben, an RÇckversicherer zur 
Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der RÇckver-
sicherung sowie zur Beurteilung des Risikos und der 
AnsprÇche an andere Versicherer und an den Gesamt-
verband der Deutschen Versicherungswirtschaft zur Wei-
tergabe dieser Daten an andere Versicherer Çbermitteln. 
Diese Einwilligung gilt auch unabhÅngig vom Zustande-
kommen des Vertrages sowie fÇr entsprechende PrÇfun-
gen bei anderweitig beantragten VersicherungsvertrÅgen 
und bei kÇnftigen AntrÅgen. 
Des Weiteren willigen Sie ein, dass wir die Antragsanga-
ben zu Vorname, Name, Geburtsdatum, StraÉe und Haus-
nummer sowie Postleitzahl und Wohnort bei der Firma 
Creditreform Experian GmbH, HellersbergstraÉe 14, 
41460 Neuss, zur BonitÅtsprÇfung nutzen. Sie willigen 
ferner ein, dass wir innerhalb der RheinLand Versiche-
rungsgruppe Ihre allgemeinen Vertrags-, Abrechnungs- 
und Leistungsdaten in gemeinsamen Datensammlungen 
fÇhren, soweit dies der ordnungsgemÅÉen DurchfÇhrung 
Ihrer Versicherungsangelegenheiten dient. Gesundheits-
daten dÇrfen nur an Personen- und RÇckversicherer 
Çbermittelt werden; an Vermittler dÇrfen sie nur weiterge-
geben werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforder-
lich ist. 
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar 
willigen Sie weiter ein, dass die Vermittler Ihre allgemei-
nen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darÇber 
hinaus fÇr die Beratung und Betreuung auch in sonstigen 
Finanzdienstleistungen nutzen dÇrfen. 
Diese Einwilligung gilt nur, wenn Sie bei Antragsstellung 
vom Inhalt des Merkblatts zur Datenverarbeitung Kennt-
nis nehmen konnten, das Ihnen zusammen mit weiteren 
gesetzlich vorgesehenen Verbraucherinformationen Çber-
lassen wird. 
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II. Wichtige Hinweise zur Erhaltung des Versicherungsschutzes 
Wer diese Hinweise nicht beachtet, läuft Gefahr, seinen Versicherungsschutz zu verlieren! 

Obliegenheiten vor Vertragsabschluss - Vorvertragli-
che Anzeigepflichten 
Damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß 
prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die dort gestell-
ten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. 
Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie 
nur geringe Bedeutung beimessen. 
Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungs-
vermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmit-
telbar gegenüber der Rhion Versicherung AG, RheinLand-
platz, 41460 Neuss, schriftlich nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz 
gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige An-
gaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachste-
henden Information entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflich-
tet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, 
nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsge-
mäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Text-
form nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragli-
che Anzeigepflicht verletzt wird? 

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können 
wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie 
nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässig-
keit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben 
wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungs-
falles, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn 
Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angege-
bene Umstand weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. 
Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die 
Anzeigepflicht arglistig verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, 
welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklä-
rung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

2. Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die 
vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig 
oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen 
hätten. 

3. Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahr-
umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen 
Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie 
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen 
Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode 
Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung 
für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. 
Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung 
hinweisen. 

4. Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung 
oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte 
haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere 
Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträg-
lich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist 
nach Satz 1 nicht verstrichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündi-
gung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir 
den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtig-
keit der Anzeige kannten. 

5. Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine 
andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeige-
pflicht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsände-
rung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer 
Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als 
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. 
Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur 
berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 
Im Übrigen beachten Sie bitte die weiteren Bestimmun-
gen in unseren Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung 
- RheinLand Versicherungsgruppe - 

Vorbemerkung 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnis-
se korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen bes-
seren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen 
als die bisherigen manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt ge-
gebenen Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zulässig, wenn 
das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt oder wenn der Betrof-
fene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und -nutzung 
stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses 
oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des 
Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt. 

Einwilligungserklärung 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und 
im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in 
Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufge-
nommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages 
hinaus, endet jedoch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon mit 
Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die 
Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt 
es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teil-
weise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und  
-nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem 
Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schwei-
gepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung 
(Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbin-
dungsklausel enthalten. 

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Daten-
verarbeitung und -nutzung nennen. 

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das 
sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum 
Vertrag versicherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernum-
mer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung 
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, 
eines Sachverständigen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem 
Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch 
Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfä-
higkeit oder die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-
TotaIschaden (Leistungsdaten). 

2. Datenübermittlung an Rückversicherer 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in 
vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland 
ab. Diese Rückversicherer benötigen ebenfalls entsprechende versicherungs-
technische Angaben von uns, wie Versicherungsscheinnummer, Beitrag, Art 
des Versicherungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im 
Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und 
Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 

3. Datenübermittlung an andere Versicherer 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstel-
lung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die 
Einschätzung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstän-
de anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungs-
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, 
bestehende, abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versicherten aufzu-
klären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu 
schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bit-
ten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzli-
cher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches 
von personenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten 
des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, 
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, 
wie Schadenhöhe und Schadentag. 

4. Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur 
Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts oder zur Verhin-
derung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an den zuständigen Fachver-
band bzw. an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfra-
gen anderer Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen beim Gesamtver-
band der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. (GDV) und beim Verband 
der Privaten Krankenversicherung (PKV) zentrale Hinweissysteme. 
Die Aufnahme in diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu 
Zwecken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur so-
weit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Beispiele: 

Allgemeine Haftpflichtversicherung - Registrierung von auffälligen Scha-
denfällen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungs-
missbrauchs besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und 
-verhütung. 

Kfz-Versicherung - Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-
Diebstählen sowie von Personen, bei denen der Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs besteht. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und 
-verhütung. 

Lebensversicherung - Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des 
Risikos bzw. Annahme mit Beitragszuschlag 
- aus versicherungsmedizinischen Gründen, 
- aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer, 
- wegen verweigerter Nachuntersuchung; 
Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versi-
cherers; Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen 
geforderter Beitragszuschläge. Zweck: Risikoprüfung. 

Sachversicherung - Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstif-
tung vorliegt oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmiss-
brauchs der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadensummen erreicht 
sind. Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren 
Missbrauchs. 

Transportversicherung - Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versiche-
rungsmissbrauchs) Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversiche-
rung. Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmiss-
brauch. 

Unfallversicherung 
- Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht, 
- Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Scha-

denfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen, 
- außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbrin-

gung oder Klageerhebung auf Leistung. 
Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch. 

5. Datenverarbeitung in der Versicherungsgruppe 
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversiche-
rung) werden durch rechtlich selbständige Unternehmen betrieben. Um den 
Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbei-
ten die Unternehmen häufig in Versicherungsgruppen zusammen. 
Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das In-
kasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal ge-
speichert, auch wenn Sie Versicherungsverträge mit verschiedenen Unter-
nehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsscheinnum-
mer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleit-
zahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten werden in 
einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind die sogenannten Partner-
daten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, 
bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf die-
se Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefoni-
schen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geld-
eingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht wer-
den. 
Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dage-
gen nur von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar. 
Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kun-
den durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz 
auch hier von "Datenübermittlung", bei der die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten - wie z. B. Ge-
sundheitsdaten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der 
jeweiligen Unternehmen. 
Unserer Unternehmensgruppe gehören z. Z. folgende Unternehmen an: 
RheinLand Versicherungs AG, RheinLand Lebensversicherung AG, 
ONTOS Versicherung AG, ONTOS Lebensversicherung AG, 
Rhion Versicherung AG, RiMaXX International N.V., 
Credit Life International N.V. 

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten werden Sie durch einen unserer Ver-
mittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind neben Einzelpersonen auch 
Vermittlungsgesellschaften.  
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler 
zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen 
Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versiche-
rungsscheinnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risi-
kos, Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen. 
Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversi-
cherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten 
übermittelt werden. 
Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen 
Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch 
werden sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten Daten informiert. 
Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen 
des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufs-
geheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. 
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine 
Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung des Vermittlervertra-
ges oder bei Pensionierung), regelt das Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie 
werden hierüber informiert. 

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem 
eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter be-
stimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Lö-
schung Ihrer in einer Datei gespeicherten Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich 
bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Rich-
ten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung 
oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets 
an Ihren Versicherer. 
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Teil A • Allgemeiner Teil 

1 Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

1.1 Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versiche-
rungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag unver-
züglich nach Fälligkeit im Sinne von Teil A Ziffer 1.2.1 zahlt. 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versiche-
rungsteuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils 
vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat. 

1.2 Zahlung und Folgen verspƒteter Zahlung / erster oder 
einmaliger Beitrag 

1.2.1 Fälligkeit der Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach 
Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des Versiche-
rungsscheins fällig. 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, 
gilt als erster Beitrag nur die erste Rate des ersten Jah-
resbeitrages. 

1.2.2 Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab die-
sem Zeitpunkt. 
Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. Für Versi-
cherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags eintreten, 
ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung verpflichtet, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzah-
lung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

1.2.3 Rücktritt 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt 
ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten hat. 

1.3 Zahlung und Folgen verspƒteter Zahlung / Folgebeitrag 
1.3.1 Fälligkeit der Zahlung 

Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten 
Zeitpunkt fällig. 

1.3.2 Verzug 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten 
hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 

1.3.3 Zahlungsaufforderung 
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kos-
ten in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die min-
destens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückstän-
digen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im Ein-
zelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach 
Teil A Ziffern 1.3.4 und 1.3.5 mit dem Fristablauf verbun-
den sind. 

1.3.4 Kein Versicherungsschutz 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zah-
lungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab 
diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungs-
schutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach 
Teil A Ziffer 1.3.3 darauf hingewiesen wurde. 

1.3.5 Kündigung 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
(siehe Teil A Ziffer 1.3.3) darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den an-
gemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versi-
cherungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung 
und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz. 

1.4 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermƒchtigung 
1.4.1 Rechtzeitige Zahlung 

Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto verein-
bart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag 
zum Fälligkeitstag eingezogen werden kann und der Ver-
sicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht 
widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versi-
cherungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen 
werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, 
wenn sie unverzüglich nach einer in Textform abgege-
benen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 

1.4.2 Beendigung des Lastschriftverfahrens 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil 
der Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung wi-
derrufen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus an-
deren Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht ein-
gezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu 
verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Fol-
gebeitrags erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer 
hierzu in Textform aufgefordert worden ist. 
Für die Fälligkeit des Erstbeitrags ist diese Aufforderung 
nicht Voraussetzung. Insoweit bleibt es bei der Regelung 
gemäß Teil A Ziffer 1.2 

1.5 Teilzahlung und Folgen bei verspƒteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, 
sind die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der 
Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Ver-
zug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährli-
che Beitragszahlung verlangen. 

1.6 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
1.6.1 Allgemeiner Grundsatz 

Im Falle der Beendigung des Versicherungsverhältnisses 
vor Ablauf der Versicherungsperiode steht dem Versi-
cherer für diese Versicherungsperiode nur derjenige Teil 
des Beitrages zu, der dem Zeitraum entspricht, in dem 
der Versicherungsschutz bestanden hat. 

1.6.2 Beitrag oder Geschäftsgebühr bei Widerruf, Rücktritt, 
Anfechtung und fehlendem versicherten Interesse 

1.6.2.1 Widerruf 
Übt der Versicherungsnehmer sein Recht aus, seine 
Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochen zu wi-
derrufen, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach 
Zugang des Widerrufs entfallenden Teil des Beitrages 
zu erstatten. Voraussetzung ist, dass der Versicherer 
in der Belehrung über das Widerrufsrecht, über die 
Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu zahlenden Be-
trag hingewiesen und der Versicherungsnehmer zuge-
stimmt hat, dass der Versicherungsschutz vor Ende 
der Widerrufsfrist beginnt. 
Ist die Belehrung nach Satz 2 unterblieben, hat der 
Versicherer zusätzlich den für das erste Versiche-
rungsjahr gezahlten Beitrag zu erstatten; dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem 
Versicherungsvertrag in Anspruch genommen hat. 
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1.6.2.2 Rücktritt 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der Versicherungsnehmer 
Gefahrumstände, nach denen der Versicherer vor Ver-
tragsannahme in Textform gefragt hat, nicht angezeigt 
hat, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung zu. 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt des 
Versicherers beendet, weil der einmalige oder der erste 
Beitrag nicht rechtzeitig gezahlt worden ist, so steht dem 
Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr zu. 

1.6.2.3 Anfechtung 
Wird das Versicherungsverhältnis durch Anfechtung 
des Versicherers wegen arglistiger Täuschung been-
det, so steht dem Versicherer der Beitrag bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung zu. 

1.6.2.4 Fehlendes versichertes Interesse 
Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung des Bei-
trages verpflichtet, wenn das versicherte Interesse bei 
Beginn der Versicherung nicht besteht, oder wenn das 
Interesse bei einer Versicherung, die für ein künftiges 
Unternehmen oder für ein anderes künftiges Interesse 
genommen ist, nicht entsteht. Der Versicherer kann je-
doch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 

1.6.2.5 Nichtigkeit von Verträgen 
Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes 
Interesse in der Absicht versichert, sich dadurch einen 
rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist 
der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht in diesem 
Fall der Beitrag bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er 
von den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

2 Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

2.1 Dauer und Ende des Vertrages 
2.1.1 Vertragsdauer 

Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-
bene Zeit abgeschlossen. 

2.1.2 Stillschweigende Verlängerung 
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr ver-
längert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem 
Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündi-
gung zugegangen ist. 

2.1.3 Vertragsbeendigung 
Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr en-
det der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 
Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder 
jedes darauf folgenden Jahres vom Versicherungsneh-
mer gekündigt werden; die Kündigung muss dem Versi-
cherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jewei-
ligen Versicherungsjahres zugegangen sein. 

2.2 Wegfall des versicherten Interesses 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft weg-
fallen, so erlischt die Versicherung bezüglich dieser Risi-
ken. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte 
erheben können, wenn die Versicherung dieser Risiken 
nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem 
er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

2.3 Kündigung nach Beitragsangleichung 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der Beitragsangleichung 
gemäß Teil B Ziffer 15.3, ohne dass sich der Umfang des 
Versicherungsschutzes ändert, kann der Versicherungs-
nehmer den Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats 
nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger 
Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in 
dem die Beitragserhöhung wirksam werden sollte. 
Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mit-
teilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mittei-

lung muss dem Versicherungsnehmer spätestens einen 
Monat vor dem Wirksamwerden der Beitragserhöhung zu-
gehen. 
Das Gleiche gilt, wenn der Umfang des Versicherungs-
schutzes aufgrund einer Anpassungsregelung vermindert 
wird, ohne dass der Beitrag herabgesetzt wird. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein 
Kündigungsrecht. 

2.4 Kündigung nach Versicherungsfall 
2.4.1 Voraussetzungen 
2.4.2 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 

wenn 
- vom Versicherer eine Schadenersatzzahlung geleistet 

wurde oder 
- dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen un-

ter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch gerichtlich zugestellt wird. 

2.4.3 Kündigungsfrist 
Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens 
einen Monat nach der Schadenersatzzahlung oder der 
Zustellung der Klage in Schriftform zugegangen sein. 

2.4.4 Zeitpunkt der Vertragsbeendigung 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. 
Der Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass 
die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende, der laufenden Versicherungsperiode, 
wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

2.5 Mehrfachversicherung 
2.5.1 Voraussetzungen 

Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in 
mehreren Versicherungsverträgen versichert ist. 

2.5.2 Aufhebung des Vertrages 
Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen 
ist, ohne dass der Versicherungsnehmer dies wusste, 
kann er die Aufhebung des später geschlossenen Ver-
trages verlangen. 

2.5.3 Ausübung des Rechtes 
Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versiche-
rungsnehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend 
macht, nachdem er von der Mehrfachversicherung 
Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie ver-
langt wird, dem Versicherer zugeht. 

2.6 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
2.6.1 Veräußerung von Unternehmen 

Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversiche-
rung besteht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der 
Dauer seines Eigentums sich aus dem Versicherungs-
verhältnis ergebenden Rechte und Pflichten ein. Dies gilt 
auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nieß-
brauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen wird. 

2.6.2 Kündigungsrecht 
Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Falle 
- durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit ei-

ner Frist von einem Monat, 
- durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit so-

fortiger Wirkung oder auf den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode 

in Schriftform gekündigt werden. 
2.6.3 Ausübung des Rechtes 

Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
- der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von 

dem Zeitpunkt an ausübt, in welchem er vom Über-
gang auf den Dritten Kenntnis erlangt; 
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- der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Übergang ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis 
zum Ablauf eines Monats von dem Zeitpunkt an be-
stehen bleibt, in dem der Dritte von der Versicherung 
Kenntnis erlangt. 

2.6.4 Beitrag für die laufende Versicherungsperiode 
Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer lau-
fenden Versicherungsperiode und wird das Versiche-
rungsverhältnis nicht gekündigt, haften der bisherige 
Versicherungsnehmer und der Dritte für den Versiche-
rungsbeitrag dieser Periode als Gesamtschuldner. 

2.6.5 Anzeigepflicht und Folgen bei Verletzung 
Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer 
durch den bisherigen Versicherungsnehmer oder den 
Dritten unverzüglich anzuzeigen. 
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht be-
steht kein Versicherungsschutz, wenn der Versiche-
rungsfall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein-
tritt, in dem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen 
müssen, und der Versicherer den mit dem Veräußerer 
bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte. 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für 
alle Versicherungsfälle, die frühestens einen Monat nach 
dem Zeitpunkt eintreten, in dem der Versicherer von der 
Veräußerung Kenntnis erlangt. Dies gilt nur, wenn der 
Versicherer in diesem Monat von seinem Kündigungs-
recht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der An-
zeigepflicht nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräu-
ßerung in dem Zeitpunkt bekannt war, in dem ihm die 
Anzeige hätte zugehen müssen. 

3 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

3.1 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 

3.1.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über ge-
fahrerhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner 
Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten 
Gefahrumstände in Textform anzuzeigen, nach denen 
der Versicherer in Textform gefragt hat und die für den 
Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versiche-
rungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige verpflichtet, 
als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Vertragsan-
nahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
Satzes 1 stellt. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen und kennt dieser den ge-
fahrerheblichen Umstand, muss sich der Versicherungs-
nehmer so behandeln lassen, als habe er selbst davon 
Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen. 

3.1.2 Rücktritt 
3.1.2.1 Voraussetzungen des Rücktritts 

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahr-
erheblichen Umständen berechtigen den Versicherer, 
vom Versicherungsvertrag zurückzutreten. 

3.1.2.2 Ausschluss des Rücktrittsrechts 
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Ver-
treter die unrichtigen oder unvollständigen Angaben 
weder vorsätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahr-
lässiger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der 
Versicherer den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 

3.1.2.3 Folgen des Rücktritts 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungs-
falls zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht 
versagen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, 
dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalles 
noch für die Feststellung oder den Umfang der Leis-
tung ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber 
kein Versicherungsschutz, wenn der Versicherungs-
nehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der 
der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

3.1.3 Kündigung 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vor-
satz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der 
Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Um-
stände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte. 

3.1.4 Rückwirkende Vertragsanpassung 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht ange-
zeigten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätte, werden die anderen Bedingungen auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverlet-
zung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedingun-
gen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahr-
absicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versiche-
rers fristlos in Schriftform kündigen. 

3.1.5 Ausübung der Rechte des Versicherers 
Der Versicherer muss die ihm nach Teil A Ziffern 3.1.2 
bis 3.1.4 zustehenden Rechte innerhalb eines Monats 
schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem 
Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht begrün-
det, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, 
auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich wei-
tere Umstände zur Begründung seiner Erklärung abge-
ben, wenn für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach Teil A Zif-
fern 3.1.2 bis 3.1.4 nur zu, wenn er den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf die 
Folgen einer Anzeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in Teil A Ziffern 3.1.2 
bis 3.1.4 genannten Rechte nicht berufen, wenn er den 
nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannte. 

3.1.6 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglisti-
ger Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der 
Anfechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages 
zu, der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungser-
klärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

3.2 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Scha-
den geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders gefahr-
drohend. 
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3.3 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles 

3.3.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich 
anzuzeigen, auch wenn noch keine Schadenersatzan-
sprüche erhoben wurden. 

3.3.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die 
Abwendung und Minderung des Schadens sorgen. Wei-
sungen des Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit 
es für den Versicherungsnehmer zumutbar ist. Er hat 
dem Versicherer ausführliche und wahrheitsgemäße 
Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der Schaden-
ermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Um-
stände, die nach Ansicht des Versicherers für die Bear-
beitung des Schadens wichtig sind, müssen mitgeteilt 
sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke übersandt 
werden. 

3.3.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch erhoben, ein staatsanwaltschaftliches, behördli-
ches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein Mahn-
bescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkün-
det, hat er dies ebenfalls unverzüglich anzuzeigen. 

3.3.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von 
Verwaltungsbehörden auf Schadenersatz muss der Ver-
sicherungsnehmer fristgemäß Widerspruch oder die 
sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Einer Wei-
sung des Versicherers bedarf es nicht. 

3.3.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der 
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer 
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfügung stellen. 

3.4 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
3.4.1 Kündigungsrecht des Versicherers 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfal-
les zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag in-
nerhalb eines Monats ab Kenntnis von der Obliegen-
heitsverletzung fristlos kündigen. Der Versicherer hat 
kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf 
Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 

3.4.2 Umfang des Versicherungsschutzes bei Obliegenheits-
verletzung 
Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leis-
tung in einem der Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versiche-
rungsschutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des 
Versicherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklä-
rungsobliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen 
hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Ob-
liegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststel-
lung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leis-
tung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Teil A Ziffer 3.4.1 
zustehendes Kündigungsrecht ausübt. 

4 Teilkündigung, Teilrücktritt und teilweise Leistungsfreiheit 

Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer im 
Fall der Verletzung vorvertraglicher Anzeigepflichten oder 
der Gefahrerhöhung zum Rücktritt oder zur Kündigung be-
rechtigt ist, nur im Hinblick auf einen Teil der Risiken, Ge-
genstände oder Personen erfüllt, die durch einen Vertrag 
versichert sind, besteht ein Kündigungs- oder Rücktrittsrecht 
auch für den übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn anzunehmen 
ist, dass der Versicherer für diesen Teil allein den Vertrag 
unter den gleichen Bestimmungen nicht geschlossen hätte. 
Kündigt der Versicherer den Vertrag teilweise oder tritt er 
von ihm teilweise zurück, kann der Versicherungsnehmer 
den Vertrag für den übrigen Teil mit Wirkung spätestens zum 
Ende der Versicherungsperiode, in der die Teilkündigung 
oder der Teilrücktritt des Versicherers wirksam wird, in 
Schriftform kündigen. 
Sind die Voraussetzungen, unter denen der Versicherungs-
nehmer im Fall der Gefahrerhöhung seinen Versicherungs-
schutz ganz oder teilweise verliert, nur im Hinblick auf einen 
Teil der Risiken, Gegenstände oder Personen erfüllt, die 
durch einen Vertrag versichert sind, verliert er den Versiche-
rungsschutz für den übrigen Teil. Dies gilt nur, wenn anzu-
nehmen ist, dass der Versicherer für diesen Teil allein den 
Vertrag unter den gleichen Bestimmungen nicht geschlossen 
hätte. 

5 Weitere Bestimmungen 

5.1 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen 
5.1.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklä-

rungen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers 
oder an die im Versicherungsschein oder in dessen 
Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle 
gerichtet werden. 

5.1.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für ei-
ne Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer ge-
genüber abzugeben ist, die Absendung eines einge-
schriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer be-
kannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der 
Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt ent-
sprechend für den Fall einer Namensänderung des Ver-
sicherungsnehmers. 

5.1.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für 
seinen Gewerbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer 
Verlegung der gewerblichen Niederlassung die Bestim-
mungen in Teil A Ziffer 5.1.2 entsprechende Anwendung. 

5.2 Gesetzliche Verjährung 
5.2.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren 

in drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den 
allgemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

5.2.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von 
der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem 
die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller 
in Textform zugeht. 

5.3 Zuständiges Gericht 
5.3.1 Klagen gegen den Versicherer 

Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Ver-
sicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der 
Versicherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versi-
cherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

5.3.2 Klagen gegen den Versicherungsnehmer 
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
müssen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen 
ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort 
seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der 
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Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt 
sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder 
der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das 
Gleiche gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, Gesell-
schaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Part-
nergesellschaft ist. 

5.3.3 Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 
Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt des 
Versicherungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung 
nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche Zuständig-
keit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. 

5.4 Bedingungsanpassung 
5.4.1 Der Versicherer ist berechtigt, die jeweils betroffenen 

Bedingungen des Versicherungsvertrages zu ändern, zu 
ergänzen oder zu ersetzen (Anpassung), wenn 

5.4.1.1 sich Änderungen bestehender oder Inkrafttreten neuer 
Rechtsvorschriften unmittelbar auf sie auswirken, 

5.4.1.2 sich die höchstrichterliche Rechtsprechung zu ihnen 
ändert, 

5.4.1.3 ein Gericht ihre Unwirksamkeit rechtskräftig feststellt 
oder 

5.4.1.4 sie durch das Versicherungsaufsichts- oder Kartellamt 
durch bestandskräftigen Verwaltungsakt für mit gelten-
dem Recht nicht vereinbar erklärt werden oder gegen 
Leitlinien oder Rundschreiben dieser Behörden ver-
stoßen. 

5.4.2 Die Anpassung kommt nur in Betracht für Bedingungen 
über Gegenstand und Umfang der Versicherung, Aus-
schlüsse, Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 
nach Vertragsschluss, Beitragsanpassung, Vertragsdauer 
und Kündigung. 

5.4.3 Die Anpassung ist nur zulässig, wenn durch die genann-
ten Änderungsanlässe das bei Vertragsschluss zugrunde 
gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung 
in nicht unbedeutendem Maße gestört ist. In den Fällen 
der Unwirksamkeit und der Beanstandung einzelner Be-
dingungen ist die Anpassung darüber hinaus nur dann 
zulässig, wenn die gesetzlichen Vorschriften keine Rege-
lungen enthalten, die an die Stelle der unwirksamen oder 
beanstandeten Bedingungen treten. 

5.4.4 Durch die Anpassung darf das bei Vertragsschluss 
zugrunde gelegte Verhältnis zwischen Leistung und Ge-
genleistung bei Gesamtbetrachtung der Anpassung nicht 
zum Nachteil des Versicherungsnehmers geändert wer-
den (Verschlechterungsverbot). Die Anpassung muss 
nach den Grundsätzen einer ergänzenden Vertragsaus-
legung unter Wahrung der beiderseitigen Interessen er-
folgen. 

5.4.5 Die Anpassungsbefugnis besteht unter den oben ge-
nannten Voraussetzungen für im Wesentlichen inhalts-
gleiche Bedingungen des Versicherers, wenn sich die 
gerichtlichen und behördlichen Entscheidungen gegen 
Bedingungen anderer Versicherer richten. 

5.4.6 Die Zulässigkeit und Angemessenheit der Anpassung 
muss von einem unabhängigen Treuhänder überprüft 
und bestätigt werden. Die Bestimmungen des Versiche-
rungsaufsichtsgesetzes für die Bestellung eines Treu-
händers gelten entsprechend. 

5.4.7 Die angepassten Bedingungen werden dem Versiche-
rungsnehmer schriftlich bekannt gegeben und erläutert. 
Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag bis und zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung kündigen. 

5.5 Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 



H  2 1 0 3   0 1 / 2 0 0 8  7  von 1 0  T e i l  B  

Teil B • Haftpflichtversicherung 

Umfang des Versicherungsschutzes 

1 Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten 

Risikos fÄr den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen 
eines wÅhrend der Wirksamkeit der Versicherung eingetre-
tenen Schadenereignisses (Versicherungsfall), das einen 
Personen-, Sach- oder sich daraus ergebenden VermÇ-
gensschaden zur Folge hatte, aufgrund 

g e s e t z l i c h e r  H a f t p f l i c h t b e s t i m m u n g e n  
p r i v a t r e c h t l i c h e n  I n h a l t s  

von einem Dritten auf Schadenersatz in Anspruch genom-
men wird. 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die 
SchÅdigung des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den 
Zeitpunkt der Schadenverursachung, die zum Schadener-
eignis gefÄhrt hat, kommt es nicht an. 

1.2 Kein Versicherungsschutz besteht fÄr AnsprÄche, auch 
wenn es sich um gesetzliche AnsprÄche handelt, 

1.2.1 auf ErfÄllung von VertrÅgen, NacherfÄllung, aus Selbst-
vornahme, RÄcktritt, Minderung, auf Schadenersatz statt 
der Leistung; 

1.2.2 wegen SchÅden, die verursacht werden, um die Nacher-
fÄllung durchfÄhren zu kÇnnen; 

1.2.3 wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegen-
standes oder wegen des Ausbleibens des mit der Ver-
tragsleistung geschuldeten Erfolges; 

1.2.4 auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf 
ordnungsgemÅÉe VertragserfÄllung; 

1.2.5 auf Ersatz von VermÇgensschÅden wegen VerzÇgerung 
der Leistung; 

1.2.6 wegen anderer an die Stelle der ErfÄllung tretender 
Ersatzleistungen. 

2 Verm‚gensschƒden, Abhandenkommen von Sachen 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Verein-
barung erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht pri-
vatrechtlichen Inhalts des Versicherungsnehmers wegen 

2.1 VermÇgensschÅden, die weder durch Personen- noch 
durch SachschÅden entstanden sind; 

2.2 SchÅden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf 
finden dann die Bestimmungen Äber SachschÅden An-
wendung. 

3 Versichertes Risiko 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
3.1.1 aus den im Versicherungsschein und seinen NachtrÅgen 

angegebenen Risiken des Versicherungsnehmers, 
3.1.2 aus ErhÇhungen oder Erweiterungen der im Versiche-

rungsschein und seinen NachtrÅgen angegebenen Risi-
ken. Dies gilt nicht fÄr Risiken aus dem Halten oder 
Gebrauch von versicherungspflichtigen Kraft-, Luft- oder 
Wasserfahrzeugen sowie fÄr sonstige Risiken, die der 
Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen, 

3.1.3 aus Risiken, die fÄr den Versicherungsnehmer nach Ab-
schluss der Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversi-
cherung) und die in Teil B Ziffer 4 nÅher geregelt sind. 

3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf ErhÇhun-
gen des versicherten Risikos durch Ñnderung bestehender 
oder Erlass neuer Rechtsvorschriften. Der Versicherer 
kann den Vertrag jedoch unter den Voraussetzungen von 
Teil B Ziffer 21 kÄndigen. 

4 Vorsorgeversicherung 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages 

neu entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertra-
ges sofort versichert. 

4.1.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforde-
rung des Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines 

Monats anzuzeigen. Die Aufforderung kann auch mit der 
Beitragsrechnung erfolgen. UnterlÅsst der Versiche-
rungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfÅllt der Versi-
cherungsschutz fÄr das neue Risiko rÄckwirkend ab des-
sen Entstehung. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko 
angezeigt wurde, so hat der Versicherungsnehmer zu 
beweisen, dass das neue Risiko erst nach Abschluss der 
Versicherung und zu einem Zeitpunkt hinzugekommen 
ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen war. 

4.1.2 Der Versicherer ist berechtigt, fÄr das neue Risiko einen 
angemessenen Beitrag zu verlangen. Kommt eine Eini-
gung Äber die HÇhe dieses Beitrages innerhalb eines 
Monats nach Eingang der Anzeige nicht zustande, ent-
fÅllt der Versicherungsschutz fÄr das neue Risiko rÄck-
wirkend ab dessen Entstehung. 

4.2 Der Versicherungsschutz fÄr neue Risiken ist von ihrer 
Entstehung bis zur Einigung im Sinne von Teil B Ziffer 4.1.2 
auf den Betrag von 1.000.000,-- Euro fÄr PersonenschÅ-
den und 500.000,-- Euro fÄr SachschÅden und Ö soweit 
vereinbart Ö 50.000,-- Euro fÄr VermÇgensschÅden be-
grenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringere 
Versicherungssummen festgesetzt sind. 

4.3 Die Vorsorgeversicherung gilt nicht fÄr Risiken 
4.3.1 aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder FÄhren eines 

Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahr-
zeuge der Zulassungs-, FÄhrerschein- oder Versiche-
rungspflicht unterliegen; 

4.3.2 aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder FÄhren von 
Bahnen; 

4.3.3 die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht 
unterliegen; 

4.3.4 die kÄrzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im 
Rahmen von kurzfristigen VersicherungsvertrÅgen zu 
versichern sind. 

5 Leistungen der Versicherung / Vollmacht des Versicherers 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die PrÄfung der Haft-

pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenersatz-
ansprÄche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen. 
Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskrÅf-
tigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Ent-
schÅdigung verpflichtet ist und der Versicherer hierdurch 
gebunden ist. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom 
Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des Versicherers 
abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Aner-
kenntnis oder Vergleich bestanden hÅtte. 
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers mit bindender Wirkung fÄr den Versicherer festge-
stellt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer bin-
nen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizustellen. 

5.2 Der Versicherer ist bevollmÅchtigt, alle ihm zur Abwicklung 
des Schadens oder Abwehr der SchadenersatzansprÄche 
zweckmÅÉig erscheinenden ErklÅrungen im Namen des 
Versicherungsnehmers abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechts-
streit Äber SchadenersatzansprÄche gegen den Versiche-
rungsnehmer, ist der Versicherer zur ProzessfÄhrung be-
vollmÅchtigt. Er fÄhrt den Rechtsstreit im Namen des Ver-
sicherungsnehmers auf seine Kosten. 

5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereig-
nisses, das einen unter den Versicherungsschutz fallenden 
Haftpflichtanspruch zur Folge haben kann, die Bestellung 
eines Verteidigers fÄr den Versicherungsnehmer von dem 
Versicherer gewÄnscht oder genehmigt, so trÅgt der Versi-
cherer die gebÄhrenordnungsmÅÉigen oder die mit ihm 
besonders vereinbarten hÇheren Kosten des Verteidigers. 

5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter 
das Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zah-
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lenden Rente zu fordern, so ist der Versicherer zur Aus-
Äbung dieses Rechts bevollmÅchtigt. 

6 Begrenzung der Leistungen 
6.1 Die EntschÅdigungsleistung des Versicherers ist bei jedem 

Versicherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssum-
men begrenzt. Dies gilt auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsschutz auf mehrere entschÅdigungspflichtige Per-
sonen erstreckt. 

6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die 
EntschÅdigungsleistungen des Versicherers fÄr alle Versi-
cherungsfÅlle eines Versicherungsjahres auf das Doppelte 
der vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 

6.3 Mehrere wÅhrend der Wirksamkeit der Versicherung ein-
tretende VersicherungsfÅlle gelten als ein Versicherungs-
fall, der im Zeitpunkt des ersten dieser VersicherungsfÅlle 
eingetreten ist, wenn diese 

6.3.1 auf derselben Ursache, 
6.3.2 auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-

lichem und zeitlichem, Zusammenhang oder 
6.3.3 auf der Lieferung von Waren mit gleichen MÅngeln 

beruhen. 
6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versiche-

rungsnehmer bei jedem Versicherungsfall mit einem im 
Versicherungsschein festgelegten Betrag an der Schaden-
ersatzleistung (Selbstbehalt). Soweit nicht etwas anderes 
vereinbart wurde, ist der Versicherer auch in diesen FÅllen 
zur Abwehr unberechtigter SchadenersatzansprÄche ver-
pflichtet. 

6.5 Die Aufwendungen des Versicherers fÄr Kosten werden 
nicht auf die Versicherungssummen angerechnet. 

6.6 Übersteigen die begrÄndeten HaftpflichtansprÄche aus 
einem Versicherungsfall die Versicherungssumme, trÅgt 
der Versicherer die Prozesskosten im VerhÅltnis der Versi-
cherungssumme zur GesamthÇhe dieser AnsprÄche. 

6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den GeschÅdigten Ren-
tenzahlungen zu leisten und Äbersteigt der Kapitalwert der 
Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug et-
waiger sonstiger Leistungen aus dem Versicherungsfall 
noch verbleibenden Restbetrag der Versicherungssumme, 
so wird die zu leistende Rente nur im VerhÅltnis der Versi-
cherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapitalwert 
der Rente vom Versicherer erstattet. 
FÄr die Berechnung des Rentenwertes gilt die entspre-
chende Vorschrift der Verordnung Äber den Versiche-
rungsschutz in der Kraftfahrzeug- Haftpflichtversicherung 
in der jeweils gÄltigen Fassung zum Zeitpunkt des Versi-
cherungsfalles. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versi-
cherungsnehmer an laufenden Rentenzahlungen beteili-
gen muss, wenn der Kapitalwert der Rente die Versiche-
rungssumme oder die nach Abzug sonstiger Leistungen 
verbleibende Restversicherungssumme Äbersteigt, werden 
die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von der 
Versicherungssumme abgesetzt. 

6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung  
oder Vergleich am Verhalten des Versicherungsnehmers 
scheitert, hat der Versicherer fÄr den von der Weigerung 
an entstehenden Mehraufwand an EntschÅdigungsleis-
tung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

7 Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen NachtrÅgen nicht 
ausdrÄcklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versi-
cherung ausgeschlossen: 

7.1 VersicherungsansprÄche aller Personen, die den Schaden 
vorsÅtzlich herbeigefÄhrt haben. 

7.2 VersicherungsansprÄche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren 
Mangelhaftigkeit oder SchÅdlichkeit 

7.2.1 Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
7.2.2 Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 HaftpflichtansprÄche, soweit sie auf Grund Vertrags oder 
Zusagen Äber den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers hinausgehen. 

7.4 HaftpflichtansprÄche 
7.4.1 des Versicherungsnehmers selbst oder der in Teil B 

Ziffer 7.5 genannten Personen gegen die Mitversicherten, 
7.4.2 zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben 

Versicherungsvertrages, 
7.4.3 zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versiche-

rungsvertrages. 
7.5 HaftpflichtansprÄche gegen den Versicherungsnehmer 
7.5.1 aus SchadenfÅllen seiner AngehÇrigen, die mit ihm in 

hÅuslicher Gemeinschaft leben oder die zu den im Versi-
cherungsvertrag mitversicherten Personen gehÇren; 
Als AngehÇrige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sin-
ne des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichba-
rer Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, 
Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwieger-
eltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, GroÉeltern 
und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienÅhnliches, auf lÅngere 
Dauer angelegtes VerhÅltnis wie Eltern und Kinder mit-
einander verbunden sind). 

7.5.2 von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn 
der Versicherungsnehmer eine geschÅftsunfÅhige, be-
schrÅnkt geschÅftsfÅhige oder betreute Person ist; 

7.5.3 von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versiche-
rungsnehmer eine juristische Person des privaten oder  
Çffentlichen Rechts oder ein nicht rechtsfÅhiger Verein ist; 

7.5.4 von seinen unbeschrÅnkt persÇnlich haftenden Gesell-
schaftern, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene 
Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft oder Ge-
sellschaft bÄrgerlichen Rechts ist; 

7.5.5 von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist; 

7.5.6 von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwal-
tern; 

zu Teil B Ziffern 7.4 und 7.5: 
Die AusschlÄsse unter Teil B Ziffer 7.4 und Teil B Zif-
fern 7.5.2. bis 7.5.6 erstrecken sich auch auf Haftpflichtan-
sprÄche von AngehÇrigen der dort genannten Personen, 
die mit diesen in hÅuslicher Gemeinschaft leben. 

7.6 HaftpflichtansprÄche wegen SchÅden an fremden Sachen 
und alle sich daraus ergebenden VermÇgensschÅden, 
wenn der Versicherungsnehmer diese Sachen gemietet, 
geleast, gepachtet, geliehen, durch verbotene Eigenmacht 
erlangt hat oder sie Gegenstand eines besonderen Ver-
wahrungsvertrages sind. 

7.7 HaftpflichtansprÄche wegen SchÅden an fremden Sachen 
und alle sich daraus ergebenden VermÇgensschÅden, 
wenn 

7.7.1 die SchÅden durch eine gewerbliche oder berufliche 
TÅtigkeit des Versicherungsnehmers an diesen Sachen 
(Bearbeitung, Reparatur, BefÇrderung, PrÄfung und dgl.) 
entstanden sind; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile 
von ihnen unmittelbar von der TÅtigkeit betroffen waren; 

7.7.2 die SchÅden dadurch entstanden sind, dass der Versi-
cherungsnehmer diese Sachen zur DurchfÄhrung seiner 
gewerblichen oder beruflichen TÅtigkeiten (als Werk-
zeug, Hilfsmittel, MaterialablageflÅche und dgl.) benutzt 
hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser Ausschluss 
nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren; 

7.7.3 die SchÅden durch eine gewerbliche oder berufliche 
TÅtigkeit des Versicherungsnehmers entstanden sind 
und sich diese Sachen oder Ö sofern es sich um unbe-
wegliche Sachen handelt Ö deren Teile im unmittelbaren 
Einwirkungsbereich der TÅtigkeit befunden haben; dieser 
Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass er zum Zeitpunkt der TÅtigkeit offensicht-
lich notwendige Schutzvorkehrungen zur Vermeidung 
von SchÅden getroffen hatte. 
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zu Teil B Ziffern 7.6 und 7.7: 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in Teil B Zif-
fern 7.6 und 7.7 in der Person von Angestellten, Arbeitern, 
Bediensteten, Bevollmächtigten oder Beauftragten des 
Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleichfalls der 
Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den Versiche-
rungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 

7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versiche-
rungsnehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbei-
ten oder sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstel-
lung, Lieferung oder Leistung liegenden Ursache und alle 
sich daraus ergebenden Vermögensschäden. Dies gilt 
auch dann, wenn die Schadenursache in einem mangel-
haften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung 
der gesamten Sache oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn 
Dritte im Auftrag oder für Rechnung des Versicherungs-
nehmers die Herstellung oder Lieferung der Sachen oder 
die Arbeiten oder sonstigen Leistungen übernommen haben. 

7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden 
Schadenereignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetz-
buch VII sind jedoch mitversichert. 

7.10 a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer 
wegen Umweltschäden gemäß Umweltschadensge-
setz oder anderen auf der EU- Umwelthaftungsrichtli-
nie (2004/35/EG) basierenden nationalen Umset-
zungsgesetzen geltend gemacht werden. Dies gilt 
auch dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem 
Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen 
privatrechtlichen Inhalts auf Erstattung der durch sol-
che Umweltschäden entstandenen Kosten in Anspruch 
genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprü-
che erhalten, die auch ohne Bestehen des Umweltscha-
densgesetzes oder anderer auf der EU-Umwelthaftungs-
richtlinie (2004/35/EG) basierender nationaler Umset-
zungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen 
den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden 
können. 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versiche-
rung privater Haftpflichtrisiken. 

b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelt-
einwirkung. 
Dieser Ausschluss gilt nicht 
- im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtri-

siken oder 
- für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer 

hergestellte oder gelieferte Erzeugnisse (auch Ab-
fälle), durch Arbeiten oder sonstige Leistungen 
nach Ausführung der Leistung oder nach Abschluss 
der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 

Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden 
durch Umwelteinwirkung, die aus der Planung, Herstel-
lung, Lieferung, Montage, Demontage, Instandhaltung 
oder Wartung von 
- Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche 

Stoffe herzustellen, zu verarbeiten, zu lagern,  
abzulagern, zu befördern oder wegzuleiten (WHG-
Anlagen); 

- Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaf-
tungsgesetz (UmweltHG-Anlagen); 

- Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden 
Bestimmungen einer Genehmigungs- oder Anzei-
gepflicht unterliegen; 

- Abwasseranlagen 
- oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche An-

lagen bestimmt sind. 
7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, 

asbesthaltige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzufüh-
ren sind. 

7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem 
oder mittelbarem Zusammenhang stehen mit energierei-
chen ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioakti-
ven Stoffen oder Röntgenstrahlen). 

7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen 
sind auf 

7.13.1 gentechnische Arbeiten, 
7.13.2 gentechnisch veränderte Organismen (GVO), 
7.13.3 Erzeugnisse, die 
7.13.3.1 Bestandteile aus GVO enthalten, 
7.13.3.2 aus oder mit Hilfe von GVO hergestellt wurden. 
7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen 

durch 
7.14.1 Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer 

handelt, 
7.14.2 Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
7.14.3 Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, 

der Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Da-
ten, soweit es sich handelt um Schäden aus 

7.15.1 Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder 
Veränderung von Daten, 

7.15.2 Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
7.15.3 Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaus-

tausch, 
7.15.4 Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- 

oder Namensrechtsverletzungen. 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, 

Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonsti-
gen Diskriminierungen. 

7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers 
resultieren. Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch 
Krankheit der dem Versicherungsnehmer gehörenden, von 
ihm gehaltenen oder veräußerten Tiere entstanden sind. In 
beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, wenn der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gehandelt hat. 

Beginn des Versicherungsschutzes / Beitragszahlung 

8 Beginn des Versicherungsschutzes / Beitrag und Versi-
cherungsteuer 
siehe Teil A Ziffer 1.1 

9 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / erster oder 
einmaliger Beitrag 
siehe Teil A Ziffer 1.2 

10 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung / Folgebeitrag 
siehe Teil A Ziffer 1.3 

11 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
siehe Teil A Ziffer 1.4 

12 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
siehe Teil A Ziffer 1.5 

13 Beitragsregulierung 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzutei-

len, ob und welche Änderungen des versicherten Risikos 
gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. Diese 
Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der Bei-
tragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf 
Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichtigen 
Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher 
Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes verlangen. 
Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
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dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein Verschul-
den trifft. 

13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsneh-
mers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag ab 
dem Zeitpunkt der Veränderung berichtigt (Beitragsregulie-
rung), bei Wegfall versicherter Risiken jedoch erst ab dem 
Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim Versicherer. 
Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf dadurch 
nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Teil B Zif-
fer 15.1 nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen 
Erhöhungen und Ermäßigungen des Mindestbeitrags wer-
den berücksichtigt. 

13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mittei-
lung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die An-
gaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe des für 
diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten Beitrages 
verlangen. Werden die Angaben nachträglich gemacht, fin-
det eine Beitragsregulierung statt. Ein vom Versicherungs-
nehmer zuviel gezahlter Beitrag wird nur zurückerstattet, 
wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach Zu-
gang der Mitteilung des erhöhten Beitrages erfolgten. 

13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

14 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
siehe Teil A Ziffer 1.6 

15 Beitragsangleichung 
15.1 Die Versicherungsbeiträge unterliegen der Beitragsanglei-

chung. Soweit die Beiträge nach Lohn-, Bau- oder Um-
satzsumme berechnet werden, findet keine Beitragsanglei-
chung statt. Mindestbeiträge unterliegen unabhängig von 
der Art der Beitragsberechnung der Beitragsangleichung. 

15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung 
für die ab dem 1. Juli fälligen Beiträge, um welchen Pro-
zentsatz sich im vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt 
der Schadenzahlungen aller zum Betrieb der Allgemeinen 
Haftpflichtversicherung zugelassenen Versicherer gegen-
über dem vorvergangenen Jahr erhöht oder vermindert 
hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schaden-
zahlungen gelten dabei auch die speziell durch den einzel-
nen Schadenfall veranlassten Ausgaben für die Ermittlung 
von Grund und Höhe der Versicherungsleistungen. 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres 
ist die Summe der in diesem Jahr geleisteten Schadenzah-
lungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 

15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im 
Falle einer Verminderung verpflichtet, den Folgejahresbei-
trag um den sich aus Teil B Ziffer 15.2 ergebenden Pro-
zentsatz zu verändern (Beitragsangleichung). Der verän-
derte Folgejahresbeitrag wird dem Versicherungsnehmer 
mit der nächsten Beitragsrechnung bekannt gegeben. 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Ver-
sicherers in jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen 
geringeren Prozentsatz als denjenigen erhöht, den der 
Treuhänder jeweils für diese Jahre nach Teil B Ziffer 15.2 
ermittelt hat, so darf der Versicherer den Folgejahresbei-
trag nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unter-
nehmenseigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht 
hat; diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die 
sich nach dem vorstehenden Absatz ergeben würde. 

15.4 Liegt die Veränderung nach Teil B Ziffer 15.2 oder 15.3 unter 
5 %, entfällt eine Beitragsangleichung. Diese Veränderung 
ist jedoch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 

Dauer und Ende des Vertrages / Kündigung 

16 Dauer und Ende des Vertrages 
siehe Teil A Ziffer 2.1 

17 Wegfall des versicherten Interesses 
siehe Teil A Ziffer 2.2 

18 Kündigung nach Beitragsangleichung 
siehe Teil A Ziffer 2.3 

19 Kündigung nach Versicherungsfall 
siehe Teil A Ziffer 2.4 

20 Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
siehe Teil A Ziffer 2.6 

21 Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung 
oder Erlass von Rechtsvorschriften 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung 
bestehender oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der 
Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündigen. Das 
Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Mo-
nats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der 
Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt hat. 

22 Mehrfachversicherung 
siehe Teil A Ziffer 2.5 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-
nehmers 
siehe Teil A Ziffer 3.1 

24 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
siehe Teil A Ziffer 3.2 

25 Obliegenheiten bei und nach Eintritt des Versicherungs-
falles 
siehe Teil A Ziffer 3.3 

26 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
siehe Teil A Ziffer 3.4 

Weitere Bestimmungen 

27 Mitversicherte Personen 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprü-

che gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer 
selbst, sind alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die 
Mitversicherten entsprechend anzuwenden. Die Bestim-
mungen über die Vorsorgeversicherung (siehe Teil B Zif-
fer 4) gelten nicht, wenn das neue Risiko nur in der Person 
eines Mitversicherten entsteht. 

27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag 
steht ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist 
neben den Mitversicherten für die Erfüllung der Obliegen-
heiten verantwortlich. 

28 Abtretungsverbot 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Fest-
stellung ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetre-
ten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an den geschä-
digten Dritten ist zulässig. 

29 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
siehe Teil A Ziffer 5.1 

30 Verjährung 
siehe Teil A Ziffer 5.2 

31 Zuständiges Gericht 
siehe Teil A Ziffer 5.3 

32 Anzuwendendes Recht 
siehe Teil A Ziffer 5.4 
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Teil A Å Privat-Haftpflichtversicherung 

1. Versichert ist 
im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen fÄr 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus den 
Gefahren des tÅglichen Lebens als 

Privatperson 
und nicht aus den Gefahren eines Betriebes oder Berufes. 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers aus 
a) den Gefahren eines Dienstes, Amtes (auch Ehrenam-

tes), einer verantwortlichen BetÅtigung in Vereinigun-
gen aller Art 

b) einer ungewÇhnlichen und gefÅhrlichen BeschÅftigung. 
Insbesondere ist versichert die gesetzliche Haftpflicht des 
Versicherungsnehmers 

1.1 als Familien- und Haushaltungsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht Äber MinderjÅhrige); 

1.2 als Dienstherr der in seinem Haushalt tÇtigen Personen;
1.3 Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å aus der TÇtigkeit 

als Tagesmutter/Tagesvater fÄr maximal drei Kinder, in-
sbesondere aus der Beaufsichtigung von tagsÄber zur Be-
treuung Äbernommenen minderjÅhrigen Kindern im Rah-
men des eigenen Haushalts, auch auÉerhalb der Wohnung, 
z. B. bei Spielen, AusflÄgen usw. 
Mitversichert sind gesetzliche HaftpflichtansprÄche der Kin-
der bzw. ihrer Erziehungsberechtigten wegen SchÅden, die 
die zu betreuenden Kinder erleiden. 
Nicht versichert ist die persÇnliche gesetzliche Haftpflicht 
der Kinder sowie die Haftpflicht wegen Abhandenkommens 
von Sachen und der Verlust von Geld der zu betreuenden 
Kinder. 

1.4 als Inhaber 
a) einer oder mehrerer im Inland gelegener Wohnun-

gen (bei Wohnungseigentum als SondereigentÄmer)  
Ñ einschlieÉlich Ferienwohnung Ñ, 
Bei SondereigentÄmern sind versichert Haftpflichtan-
sprÄche der Gemeinschaft der WohnungseigentÄmer 
wegen BeschÅdigung des Gemeinschaftseigentums. 
Die Leistungspflicht erstreckt sich jedoch nicht auf den 
Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigen-
tum. 

b) eines im Inland gelegenen Einfamilienhauses,
c) eines im Inland gelegenen Wochenend-/Ferienhauses,
sofern sie vom Versicherungsnehmer ausschlieÉlich zu 
Wohnzwecken verwendet werden, einschlieÉlich der zuge-
hÇrigen Garagen und GÅrten sowie eines Schrebergartens. 
Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 

aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versiche-
rungsnehmer in den oben genannten Eigenschaften ob-
liegen (z. B. bauliche Instandhaltung, Beleuchtung, Rei-
nigung, Streuen und SchneerÅumen auf Gehwegen); 

aus der Vermietung von nicht mehr als drei einzeln ver-
mieteten WohnrÅumen Ñ nicht jedoch von Wohnungen, 
RÅumen zu gewerblichen Zwecken und Garagen; 
Werden mehr als drei RÅume einzeln vermietet, entfÅllt 
die Mitversicherung. Es gelten dann die Bestimmungen 
Äber die Vorsorge-Versicherung (Teil B Ziffer 4 AHB); 

als Bauherr oder Unternehmer von Bauarbeiten (Neu-
bauten, Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabe-
arbeiten) bis zu einer Bausumme von: 

50.000,-- Euro (bei Vereinbarung Standard-Paket), 
100.000,-- Euro (bei Vereinbarung Plus-Paket)

je Bauvorhaben.

Wenn dieser Betrag Äberschritten wird, entfÅllt die Mit-
versicherung. Es gelten dann die Bestimmungen Äber 
die Vorsorge-Versicherung (Teil B Ziffer 4 AHB); 

als frÄherer Besitzer aus Ö 836 Abs. 2 BGB, wenn die 
Versicherung bis zum Besitzwechsel bestand; 

der Insolvenzverwalter in dieser Eigenschaft. 
Bei Vereinbarung des Plus-Paketes gilt:
Die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
EigentÄmer eines Mehrfamilienhauses ist unter der Voraus-
setzung versichert, dass er einen Teil des Hauses selbst fÄr 
Wohnzwecke nutzt und in den anderen Wohneinheiten 
ausschlieÉlich GroÉeltern, Eltern, Kinder und/oder Enkel-
kinder des Versicherungsnehmers wohnen (Generationen-
haus). 
Das Vorhandensein eines hÅuslichen Arbeitszimmers be-
eintrÅchtigt den Versicherungsschutz nicht. 
Die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber der in Teil A Ziffer 1.4 
genannten Wohnungen und HÅuser ist auch dann versi-
chert, wenn diese Immobilien im europÅischen Ausland ge-
legen sind. 

1.5 als Radfahrer; 
1.6 aus der AusÄbung von Sport; ausgenommen ist eine 

jagdliche BetÅtigung und die Teilnahme an Pferde-, Rad- 
oder Kraftfahrzeug-Rennen sowie die Vorbereitung hierzu 
(Training); 

1.7 aus dem erlaubten privaten Besitz und aus dem Ge-
brauch von Hieb-, StoÑ- und Schusswaffen sowie Muni-
tion und Geschossen, nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu 
strafbaren Handlungen; 

1.8 als Halter oder HÄter von zahmen Haustieren, gezÇhm-
ten Kleintieren und Bienen, nicht jedoch von Hunden, 
Rindern, Pferden, sonstigen Reit- und Zugtieren, wilden 
Tieren sowie von Tieren, die zu gewerblichen oder landwirt-
schaftlichen Zwecken gehalten werden; 

1.9 Å soweit Versicherungsschutz nicht Äber eine Tierhal-
ter-Haftpflichtversicherung besteht Å 

1.9.1 als nicht gewerbsmÇÑiger HÄter fremder Hunde, nicht 
jedoch von Hunden folgender Rassen sowie Kreuzungen 
daraus: 
Alano, American Bulldog, American Pitbull Terrier, Ame-
rican Staffordshire Terrier, Bandog, Bordeauxdogge, 
Bullmastiff, Bullterrier, Cane Corso, Chinesischer 
Kampfhund, Dobermann, Dogo Argentino, Fila Brasilei-
ro, Kangal (Karabash), Kaukasischer Owtschar, Mastiff, 
Mastin Espanol, Mastino Napoletano, Molosser, Perro 
de Presa Canario, Perro de Presa Mallorquin, Pitbull-
Terrier, Rhodesian Ridgeback, RÇmischer Kampfhund, 
Rottweiler, Staffordshire Bullterrier, Tosa Inu. 
In gleicher Weise besteht kein Versicherungsschutz fÄr 
die Haftpflicht als HÄter von Hunden, die durch Abrichten 
eine Äber das natÄrliche MaÉ hinausgehende Kampfbe-
reitschaft, Angriffslust, SchÅrfe oder eine andere in ihrer 
Wirkung vergleichbare, Mensch oder Tier gefÅhrdende 
Eigenschaft, insbesondere BeiÉkraft und fehlende Biss-
lÇsung, besitzen. 

1.9.2 als nicht gewerbsmÇÑiger HÄter fremder Pferde,
1.9.3 als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde,
1.9.4 als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke zu 

privaten Zwecken.
Nicht versichert sind HaftpflichtansprÄche der Tierhalter oder 
-eigentÄmer sowie FuhrwerkseigentÄmer, es sei denn, es 
handelt sich um PersonenschÅden. 

1.10 aus Besitz und Verwendung von maschinell angetriebe-
nen KrankenfahrstÄhlen (Elektro-RollstÄhle), deren durch 
die Bauart bestimmte HÇchstgeschwindigkeit 6 km/h nicht 
Äbersteigt; 
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1.11 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder Kite-
Sailing-GerÇte, solange der zur AusÄbung des Sports be-
nÇtigte Drachen bzw. Schirm nicht in HÇhen von mehr als 
30 Metern Äber Grund oder Wasser betrieben werden kann; 

1.12 aus Besitz und Verwendung eigener und fremder Segel-
fahrzeuge (z. B Strandgleiter), jedoch keine Luft-, Kraft- 
und Wasserfahrzeuge. 

1.13 Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å als EigentÄmer 
eines BaugrundstÄckes bis 500 qm, das entsprechend 
der Bauleitplanung fÄr die Errichtung eines Ein- oder Zwei-
familienhauses vorgesehen ist. 
Dieser Versicherungsschutz endet zu dem Zeitpunkt, an 
dem auf dem GrundstÄck mit BaumaÉnahmen begonnen 
wird. Versicherungsschutz kann dann nur Äber eine Bau-
herren-Haftpflichtversicherung erlangt werden. 

2. Mitversichert 
2.1 ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht 
2.1.1 des Ehegatten und eingetragenen Lebenspartners* des 

Versicherungsnehmers, 
2.1.2 ihrer unverheirateten Kinder und nicht in einer eingetrage-

nen Lebenspartnerschaft* lebenden Kinder (auch Stief-, 
Adoptiv- und Pflegekinder), bei volljÅhrigen Kindern je-
doch nur, solange sie sich noch in einer Schul- oder sich 
unmittelbar anschlieÉenden Berufsausbildung befinden 
(berufliche Erstausbildung Ñ Lehre und/oder Studium Ñ, 
nicht Referendarzeit, FortbildungsmaÉnahmen und dgl.). 
Bei Ableistung des Grundwehr- oder Zivildienstes (ein-
schlieÉlich des freiwilligen zusÅtzlichen Wehrdienstes) 
oder des freiwilligen sozialen Jahres vor, wÅhrend oder 
im Anschluss an die Berufsausbildung bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 
Bei Vereinbarung des Plus-Paketes gilt:
Die gemÅÉ Ziffer 2.1.2 mitversicherten volljÅhrigen Kinder 
behalten den Versicherungsschutz wÅhrend einer Warte-
zeit von bis zu einem Jahr, wenn sich nach Abschluss der 
Schulausbildung die Berufsausbildung oder der Wehr-
dienst nicht unmittelbar anschlieÉt. 

2.1.3 der in hÅuslicher Gemeinschaft lebenden unverheirateten 
und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft*
lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder) 
mit geistiger Behinderung; 

2.2 ist im Falle ausdrÄcklicher Vereinbarung gemÅÉ den nach-
folgenden Voraussetzungen Ñ der in hÅuslicher Gemein-
schaft mit dem Versicherungsnehmer lebende Partner einer 
nichtehelichen Lebensgemeinschaft und dessen Kinder, 
diese entsprechend Ziffern 2.1.2 und 2.1.3: 

2.2.1 Der Versicherungsnehmer und der mitversicherte Partner 
mÄssen unverheiratet sein. 

2.2.2 Der mitversicherte Partner muss in der Police namentlich 
benannt werden. 

2.2.3 HaftpflichtansprÄche des Partners und dessen Kinder 
gegen den Versicherungsnehmer sind ausgeschlossen. 
Mitversichert sind jedoch etwaige ÄbergangsfÅhige Re-
gressansprÄche von SozialversicherungstrÅgern und pri-
vaten KrankenversicherungstrÅgern, SozialhilfetrÅgern, 
Çffentlichen und privaten Arbeitgebern wegen Personen-
schÅden. 

2.2.4 Die Mitversicherung fÄr den Partner und dessen Kinder, 
die nicht auch Kinder des Versicherungsnehmers sind, 
endet mit der Aufhebung der hÅuslichen Gemeinschaft 
zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Partner. 

2.2.5 Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers gilt fÄr 
den Äberlebenden Partner und dessen Kinder Teil A Zif-
fer 7 sinngemÅÉ. 

* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-
zes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht ande-
rer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten 
auch die den Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes vergleichbaren Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten. 

2.3 ist die gesetzliche Haftpflicht der im Haushalt des Versiche-
rungsnehmers beschÅftigten Personen (auch Au-pair-Haus-
haltshilfen) gegenÄber Dritten aus dieser TÅtigkeit. Das 
gleiche gilt fÄr Personen, die aus Arbeitsvertrag oder gefÅl-
ligkeitshalber Wohnung, Haus und Garten betreuen oder 
den Streudienst versehen. 
Ausgeschlossen sind AnsprÄche aus PersonenschÅden, bei 
denen es sich um ArbeitsunfÅlle und Berufskrankheiten im 
Betrieb des Versicherungsnehmers gemÅÉ dem Sozialge-
setzbuch VII handelt. 

2.4 sind Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å SchÅden 
durch mitversicherte deliktunfÅhige Kinder: 

2.4.1 Auf Wunsch des Versicherungsnehmers wird sich der 
Versicherer nicht auf eine DeliktunfÅhigkeit der gemÅÉ 
Teil A Ziffer 2.1.2 mitversicherten Kinder berufen. 
Diese Leistung wird ausschlieÉlich im Interesse des Ver-
sicherungsnehmers geboten. Der GeschÅdigte kann hier-
aus keine Rechte herleiten. Zahlungen erfolgen jeweils 
ohne Anerkenntnis einer Rechtspflicht. 

2.4.2 Die HÇchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe fÄr SachschÅden auf 5.000,-- Euro je Versiche-
rungsfall begrenzt. 

2.4.3 Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer  
150,-- Euro selbst zu tragen. 

2.4.4 Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch SozialversicherungstrÅger) leis-
tungspflichtig ist, der GeschÅdigte selbst aufsichtspflichtig 
war oder von einem Aufsichtspflichtigen Schadenersatz 
verlangen kann. 

2.5 ist Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å die gleicharti-
ge gesetzliche Haftpflicht eines mit dem Versicherungs-
nehmer in hÅuslicher Gemeinschaft lebenden alleinstehen-
den AngehÇrigen von ihm selbst, seinem Ehegatten bzw. 
dem gemÅÉ Teil A Ziffer 2.2 mitversicherten Partner (hier 
nur solange, als fÄr den Partner gemÅÉ Teil A Ziffer 2.2 
Versicherungsschutz besteht), soweit es sich bei dem An-
gehÇrigen um ein Elternteil, eines der Geschwister der El-
tern oder ein GroÉelternteil handelt, unter folgender Vor-
aussetzung: 
Die betreffende Person muss in der Police namentlich be-
nannt werden. 
HaftpflichtansprÄche aller Versicherten untereinander blei-
ben vom Versicherungsschutz ausgeschlossen (siehe Teil B 
Ziffer 7.4 AHB). 

2.6 ist Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å die gleicharti-
ge gesetzliche Haftpflicht volljÅhriger geistig behinderter 
Kinder des Versicherungsnehmers, seines Ehegatten bzw. 
seines gemÅÉ Teil A Ziffer 2.2 mitversicherten Partners 
(hier nur solange, als fÄr den Partner gemÅÉ Teil A Ziffer 2.2 
Versicherungsschutz besteht), die mit dem Versicherungs-
nehmer in hÅuslicher Gemeinschaft leben. 

3. Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge
3.1 Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des EigentÄ-

mers, Besitzers, Halters oder FÄhrers eines Kraft-, Luft-, 
Wasserfahrzeugs oder KraftfahrzeuganhÅngers wegen 
SchÅden, die durch den Gebrauch des Fahrzeuges verur-
sacht werden. 

3.2 Versichert ist jedoch die Haftpflicht wegen SchÅden, die 
verursacht werden durch den Gebrauch von 

3.2.1 nur auf nicht Çffentlichen Wegen und PlÅtzen verkehren-
den Kfz und AnhÅngern ohne RÄcksicht auf eine HÇchst-
geschwindigkeit. 

3.2.2 Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h HÇchstge-
schwindigkeit. 

3.2.3 selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 
20 km/h HÇchstgeschwindigkeit. 

3.2.4 nicht versicherungspflichtigen AnhÅngern. 
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Zu Ziffern 3.2.1 bis 3.2.4 gilt:
FÄr diese Kfz gelten nicht die AusschlÄsse in Teil B Ziffern 
3.1.2 und 4.3.1 AHB. 
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer ge-
braucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug 
mit Wissen und Willen des VerfÄgungsberechtigten gebrau-
chen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafÄr 
zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf Çffentli-
chen Wegen oder PlÅtzen nur mit der erforderlichen Fahrer-
laubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, 
dafÄr zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem Fahrer 
benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 

3.2.5 Luftfahrzeugen, die nicht der Versicherungspflicht unter-
liegen sowie von 
Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, 

die weder durch Motoren oder TreibsÅtze angetrieben 
werden und 

deren Fluggewicht 5 kg nicht Äbersteigt. 
3.2.6 Wassersportfahrzeugen, ausgenommen eigene Segel-

boote und eigene oder fremde Wassersportfahrzeuge mit 
Motoren Ñ auch Hilfs- oder AuÉenbordmotoren Ñ oder 
TreibsÅtzen; mitversichert sind jedoch Surfbretter. 
Mitversichert ist jedoch der gelegentliche Gebrauch von 
fremden Wassersportfahrzeugen mit Motoren, soweit fÄr 
das FÄhren keine behÇrdliche Erlaubnis erforderlich ist. 

3.2.7 ferngelenkten Land- und Wasser-Modellfahrzeugen. 
3.2.8 Å bei Vereinbarung des Plus-Paketes Å eigenen Segel-

booten mit und ohne Hilfsmotor bis 10 qm SegelflÅche. 
Beim FÄhren ohne vorgeschriebene behÇrdliche Erlaub-
nis gilt: 
Das Wassersportfahrzeug darf nur von einem berechtig-
ten FÄhrer gebraucht werden. Berechtigter FÄhrer ist, wer 
das Wassersportfahrzeug mit Wissen und Willen des Ver-
fÄgungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafÄr zu sorgen, dass das 
Wassersportfahrzeug nicht von einem unberechtigten 
FÄhrer gebraucht wird. 
Der FÄhrer des Wassersportfahrzeugs darf das Wasser-
sportfahrzeug nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis 
benutzen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafÄr 
zu sorgen, dass das Wassersportfahrzeug nicht von ei-
nem FÄhrer benutzt wird, der nicht die erforderliche be-
hÇrdliche Erlaubnis hat. 

4. Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung
4.1 Eingeschlossen ist Ñ insoweit abweichend von Teil B Zif-

fer 7.15 AHB Ñ die gesetzliche Haftpflicht des Versiche-
rungsnehmers wegen SchÅden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten,  
z. B. im Internet, per E-Mail oder mittels DatentrÅger, 
soweit es sich handelt um 

4.1.1 LÇschung, UnterdrÄckung, Unbrauchbarmachung oder 
VerÅnderung von Daten (DatenverÅnderung) bei Dritten 
durch Computer-Viren und/oder andere Schadprogramme; 

4.1.2 DatenverÅnderung aus sonstigen GrÄnden sowie die 
Nichterfassung und fehlerhafte Speicherung von Daten 
bei Dritten und zwar wegen 

sich daraus ergebender Personen- und SachschÅden, 
nicht jedoch weiterer DatenverÅnderungen sowie 

der Kosten zur Wiederherstellung der verÅnderten Da-
ten bzw. Erfassung/korrekter Speicherung nicht oder 
fehlerhaft erfasster Daten; 

4.1.3 StÇrung des Zugangs Dritter zum elektronischen Daten-
austausch. 

4.2 Dem Versicherungsnehmer obliegt es, dass seine auszutau-
schenden, zu Äbermittelnden, bereitgestellten Daten durch 
SicherheitsmaÉnahmen und/oder -techniken (z. B. Viren-

scanner, Firewall) gesichert oder geprÄft werden bzw. wor-
den sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Diese 
MaÉnahmen kÇnnen auch durch Dritte erfolgen. 
Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit, so 
gilt Teil A Ziffer 3.4 AHB (Rechtsfolgen bei Verletzung von 
Obliegenheiten). 

4.3 Die HÇchstersatzleistung ist je Versicherungsfall auf 
50.000,-- Euro begrenzt. Abweichend von Teil B Ziffer 6.2 
AHB stellt dieser Betrag zugleich die HÇchstersatzleistung 
fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versicherungsjahres dar. 
Mehrere wÅhrend der Wirksamkeit der Versicherung eintre-
tende VersicherungsfÅlle gelten als ein Versicherungsfall, 
der im Zeitpunkt des ersten dieser VersicherungsfÅlle ein-
getreten ist, wenn diese 

auf derselben Ursache, 

auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sach-
lichem und zeitlichem Zusammenhang oder 

auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung 
elektronischer Daten mit gleichen MÅngeln 

beruhen. 
Teil B Ziffer 6.3 AHB wird gestrichen. 

4.4 Versicherungsschutz besteht Ñ insoweit abweichend von 
Teil B Ziffer 7.9 AHB Ñ fÄr VersicherungsfÅlle im Ausland. 
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtan-
sprÄche in europÅischen Staaten und nach dem Recht euro-
pÅischer Staaten geltend gemacht werden. 

4.5 Nicht versichert sind AnsprÄche aus nachfolgend genann-
ten TÅtigkeiten und Leistungen: 

Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege; 

IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schu-
lung; 

Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -war-
tung, -pflege; 

Bereithaltung fremder Inhalte, z.B. Access-, Host-, Full-
Service-Providing; 

Betrieb von Datenbanken. 
4.6 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind AnsprÄche 
4.6.1 wegen SchÅden, die dadurch entstehen, dass der Versi-

cherungsnehmer bewusst 

unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Da-
tennetze eingreift (z.B. Hacker-Attacken, Denial of 
Service Attacks), 

Software einsetzt, die geeignet ist, die Datenordnung 
zu zerstÇren oder zu verÅndern (z. B. Software-Viren, 
Trojanische Pferde); 

4.6.2 die in engem Zusammenhang stehen mit 

massenhaft versandten, vom EmpfÅnger ungewollten 
elektronisch Äbertragenen Informationen (z. B. Spam-
ming), 

Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich be-
stimmte Informationen Äber Internet-Nutzer gesam-
melt werden sollen; 

4.6.3 gegen den Versicherungsnehmer oder jeden Mitversi-
cherten, soweit diese den Schaden durch bewusstes Ab-
weichen von gesetzlichen oder behÇrdlichen Vorschriften 
(z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-TauschbÇrsen) 
oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen herbei-
gefÄhrt haben. 

5. VorÄbergehende Auslandsaufenthalte 
5.1 Eingeschlossen ist Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.9 AHB Ñ 

die gesetzliche Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden 
VersicherungsfÅllen bei vorÄbergehenden Auslandsaufent-
halten 

in EU-Staaten bis zu 5 Jahren, 

in sonstigen LÅndern bis zu zwei Jahren. 
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5.2 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorÄber-
gehenden Benutzung oder Anmietung (nicht dem Eigen-
tum) von im Ausland gelegenen Wohnungen und HÅusern 
gemÅÉ Ziffer 1.4. 

5.3 Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort auÉerhalb der Staaten, die der EuropÅi-
schen WÅhrungsunion angehÇren, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfÄllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der EuropÅischen 
WÅhrungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

5.4 FÄr nach Ablauf des in Ziffer 5.1 genannten Zeitraumes im 
Ausland eintretende VersicherungsfÅlle besteht kein Versi-
cherungsschutz. 

5.5 Kaution 
Bei Vereinbarung des Plus-Paketes gilt:
Hat der Versicherungsnehmer bei einem Versicherungsfall 
innerhalb der EuropÅischen Union durch behÇrdliche An-
ordnung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen 
aufgrund seiner gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, 
stellt der Versicherer dem Versicherungsnehmer den erfor-
derlichen Betrag bis zu einer HÇhe von 5.000,-- Euro zur 
VerfÄgung. 
Der Kautionsbetrag wird auf eine vom Versicherer zu leis-
tende Schadenersatzzahlung angerechnet. Ist die Kaution 
hÇher als der zu leistende Schadenersatz, ist der Versiche-
rungsnehmer verpflichtet, den Differenzbetrag zurÄckzuzah-
len. 
Das gleiche gilt, wenn die Kaution als Strafe, GeldbuÉe oder 
fÄr die Durchsetzung von Schadenersatzforderungen, die 
Äber diese Privat-Haftpflichtversicherung nicht versichert 
sind, einbehalten wird oder die Kaution verfallen ist. 
Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro. Soweit 
der Zahlungsort auÉerhalb der Staaten, die der EuropÅi-
schen WÅhrungsunion angehÇren, liegt, gelten die Ver-
pflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfÄllt, 
in dem der Euro-Betrag bei einem in der EuropÅischen 
WÅhrungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

6. MietsachschÇden 
6.1 Eingeschlossen ist Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.6 AHB Å

die gesetzliche Haftpflicht aus der BeschÅdigung von 
WohnrÅumen und sonstigen zu privaten Zwecken gemiete-
ten RÅumen in GebÅuden und alle sich daraus ergebende 
VermÇgensschÅden. 

6.2 Ausgeschlossen sind HaftpflichtansprÄche wegen 
6.2.1 Abnutzung, VerschleiÉ und ÄbermÅÉiger Beanspruchung, 
6.2.2 SchÅden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warm-

wasserbereitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasge-
rÅten und alle sich daraus ergebende VermÇgensschÅden, 

6.2.3 GlasschÅden, soweit sich der Versicherungsnehmer 
hiergegen besonders versichern kann; 

6.2.4 SchÅden infolge von Schimmelbildung. 
6.3 Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht 

nach dem Abkommen der Feuerversicherer bei Äbergrei-
fenden VersicherungsfÅllen fallenden RÄckgriffsansprÄche. 
Auf Wunsch wird dem Versicherungsnehmer der Wortlaut 
des Feuerregressverzichtsabkommens ausgehÅndigt. 

6.4 Die HÇchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe fÄr SachschÅden je Versicherungsfall begrenzt auf: 

500.000,-- Euro (bei Vereinbarung Standard-Paket), 
1.000.000,-- Euro (bei Vereinbarung Plus-Paket). 

Die Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versi-
cherungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

6.5 Gemietetes Mobiliar 
Bei Vereinbarung des Plus-Paketes gilt:
Eingeschlossen ist Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.6 AHB Ñ 
die gesetzliche Haftpflicht aus der BeschÅdigung von ge-
mietetem Mobiliar in Hotels, Ferienwohnungen oder Ferien-

hÅusern und alle sich daraus ergebenden VermÇgensschÅ-
den. 
Die HÇchstersatzleistung des Versicherers fÄr derartige Miet-
sachschÅden betrÅgt innerhalb der Versicherungssumme 
fÄr SachschÅden je Versicherungsfall 30.000,-- Euro. 
Die Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versi-
cherungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

6.6 Andere gemietete Sachen 
Bei Vereinbarung des Plus-Paketes gilt:
Eingeschlossen ist Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.6 AHB Ñ 
die gesetzliche Haftpflicht aus der BeschÅdigung oder Zer-
stÇrung von gemieteten, geliehenen, gepachteten, geleas-
ten oder gefÅlligkeitshalber Äberlassenen fremden bewegli-
chen Sachen, die nicht EinrichtungsgegenstÅnde/Inventar 
in Zimmern von Hotels, Ferienwohnungen oder FerienhÅu-
sern sind, und alle sich daraus ergebenden VermÇgens-
schÅden. 
Die HÇchstersatzleistung des Versicherers fÄr derartige 
MietsachschÅden betrÅgt innerhalb der Versicherungssumme 
fÄr SachschÅden je Versicherungsfall 1.500,-- Euro. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 150,-- 
Euro selbst zu tragen. 
Die Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versi-
cherungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

7. Fortsetzung der Privat-Haftpflichtversicherung 
nach dem Tod des Versicherungsnehmers 
FÄr den mitversicherten Ehegatten und eingetragenen Le-
benspartner* des Versicherungsnehmers und/oder unver-
heiratete und nicht in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft* lebende Kinder des Versicherungsnehmers besteht 
der bedingungsgemÅÉe Versicherungsschutz im Falle des 
Todes des Versicherungsnehmers bis zum nÅchsten Bei-
tragsfÅlligkeitstermin fort. Wird die nÅchste Beitragsrech-
nung durch den Äberlebenden Ehegatten eingelÇst, so wird 
dieser Versicherungsnehmer. 

8. VermÉgensschÇden 
8.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche 

Haftpflicht wegen VermÇgensschÅden im Sinne von Teil B 
Ziffer 2.1 AHB wegen VersicherungsfÅllen, die wÅhrend der 
Wirksamkeit der Versicherung eingetreten sind. 

8.2 Ausgeschlossen sind AnsprÄche wegen SchÅden 
8.2.1 durch vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag 

oder fÄr seine Rechnung von Dritten) hergestellte oder 
gelieferte Sachen, erbrachte Arbeiten oder sonstige Leis-
tungen; 

8.2.2 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, 
prÄfender oder gutachterlicher TÅtigkeit; 

8.2.3 aus RatschlÅgen, Empfehlungen oder Weisungen an 
wirtschaftlich verbundene Unternehmen; 

8.2.4 aus VermittlungsgeschÅften aller Art; 
8.2.5 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reisever-

anstaltung; 
8.2.6 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, GrundstÄcks-, 

Leasing- oder Åhnlichen wirtschaftlichen GeschÅften, aus 
ZahlungsvorgÅngen aller Art, aus KassenfÄhrung sowie 
aus Untreue oder Unterschlagung; 

* Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der in einer eingetrage-
nen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsgeset-
zes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem Recht ande-
rer Staaten lebt. Als eingetragene Lebenspartnerschaften gelten 
auch die den Partnerschaften im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes vergleichbaren Partnerschaften nach dem Recht anderer 
Staaten. 
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8.2.7 aus 

Rationalisierung und Automatisierung, 

Datenerfassung, -speicherung, -sicherung, -wieder-
herstellung; 

Austausch, Übermittlung, Bereitstellung elektroni-
scher Daten; 

8.2.8 aus der Verletzung von PersÇnlichkeitsrechten und Na-
mensrechten, gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten sowie des Kartell- oder Wettbewerbsrechts; 

8.2.9 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und 
KostenanschlÅgen; 

8.2.10 aus Pflichtverletzungen, die mit der TÅtigkeit als ehemali-
ge oder gegenwÅrtige Mitglieder von Vorstand, Ge-
schÅftsfÄhrung, Aufsichtsrat, Beirat oder anderer ver-
gleichbarer Leitungs- oder Aufsichtsgremien / Organe im 
Zusammenhang stehen; 

8.2.11 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder be-
hÇrdlichen Vorschriften, von Anweisungen oder Bedin-
gungen des Auftraggebers oder aus sonstiger bewusster 
Pflichtverletzung; 

8.2.12 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von 
Geld, Wertpapieren und Wertsachen; 

8.2.13 durch stÅndige Emissionen (z. B. GerÅusche, GerÄche, 
ErschÄtterungen). 

8.3 Die Versicherungssumme betrÅgt je Versicherungsfall 
50.000,-- Euro. 
Die Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versi-
cherungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

9. Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 
Eingeschlossen ist Ñ in ErgÅnzung von Teil B Ziffer 2.2 AHB 
und abweichend von Teil B Ziffer 7.6 AHB Ñ die gesetzliche 
Haftpflicht aus dem Abhandenkommen von fremden 
SchlÄsseln, auch Codekarten (auch General-HauptschlÄs-
sel fÄr eine zentrale SchlieÉanlage), die sich rechtmÅÉig im 
Gewahrsam des Versicherten befunden haben, und alle 
sich daraus ergebenden VermÇgensschÅden. 
Der Versicherungsschutz beschrÅnkt sich auf gesetzliche 
HaftpflichtansprÄche wegen der Kosten fÄr die notwendige 
Auswechslung von SchlÇssern und SchlieÉanlagen sowie 
fÄr vorÄbergehende SicherungsmaÉnahmen (Notschloss) 
und einen Objektschutz bis zu 14 Tagen, gerechnet ab dem 
Zeitpunkt, an welchem der Verlust des SchlÄssels festge-
stellt wurde. Ausgeschlossen bleiben AnsprÄche aus Folge-
schÅden eines SchlÄsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs). 
Ausgeschlossen bleibt die Haftung aus dem Verlust von 
Tresor- und MÇbelschlÄsseln sowie sonstigen SchlÄsseln 
zu beweglichen Sachen. 
Die HÇchstersatzleistung ist innerhalb der Versicherungs-
summe fÄr SachschÅden je Versicherungsfall begrenzt auf: 

5.000,-- Euro (bei Vereinbarung Standard-Paket), 
15.000,-- Euro (bei Vereinbarung Plus-Paket). 

Die Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versi-
cherungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Versicherungs-
summe. 

10. Forderungsausfallversicherung 
(nur bei Vereinbarung des Plus-Paketes) 

10.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes
Hat ein Versicherter (Versicherungsnehmer oder mitversi-
cherte Person nach Teil A Ziffer 2.1 bzw. 2.2 der Besonde-
ren Bedingungen und Risikobeschreibungen fÄr private Ri-
siken) wegen Personen- oder SachschÅden, welche die 
Folge von wÅhrend der Wirksamkeit dieser Versicherung 
eingetretenen VersicherungsfÅllen sind, berechtigte Scha-
denersatzansprÄche und kann er die Forderungen daraus 
gegen den Schadenersatzpflichtigen nicht oder nicht voll 

durchsetzen, weil dieser zahlungs- bzw. leistungsunfÅhig ist 
(Forderungsausfall gemÅÉ Ziffer 10.3), so stellt ihn der Ver-
sicherer unter den nachgenannten Leistungsvoraussetzun-
gen so, als hÅtte auch der Schadenersatzpflichtige beim 
Versicherer eine Privat-Haftpflichtversicherung mit den die-
sem Vertrag zugrundeliegenden Versicherungsbedingun-
gen und Risikobeschreibungen abgeschlossen, wobei hier-
fÄr Teil B Ziffern 3.1.2 und 4 AHB nicht gelten und die Aus-
schlÄsse unter Ziffer 10.4 dieser Besonderen Bedingungen 
zusÅtzlich zu berÄcksichtigen sind. 
Der Versicherer prÄft die Haftpflichtfrage und leistet den Er-
satz der EntschÅdigung, welche der Schadenersatzpflichti-
ge aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts dem Versicherten zu erbringen hat. 
Der Schadenersatzpflichtige oder sonstige Dritte haben 
keine Rechte aus diesem Versicherungsvertrag. 

10.2 Umfang des Versicherungsschutzes
10.2.1 Versicherungsschutz besteht innerhalb der zur Privat-Haft-

pflichtversicherung der Versicherten vereinbarten Versi-
cherungssummen und JahreshÇchstleistungen fÄr SchÅ-
den ab 2.500,-- Euro. 

10.2.2 FÄr SchÅden bis zur HÇhe von 2.500,-- Euro besteht kein 
Versicherungsschutz. 

10.3 Leistungsvoraussetzungen 
10.3.1 Voraussetzung fÄr eine Versicherungsleistung ist, dass 

der Schadenersatzpflichtige zahlungs-/leistungsunfÅhig ist; 
dies liegt vor, wenn aufgrund eines Urteils nach einem 
streitigen Verfahren oder eines Vergleiches vor einem or-
dentlichen Gericht in Deutschland 

eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedi-
gung gefÄhrt hat; 

eine Zwangsvollstreckung aussichtslos erscheint, da 
der Schadenersatzpflichtige in den letzten 3 Jahren 
die eidesstattliche Versicherung Äber seine VermÇ-
gensverhÅltnisse ("Offenbarungseid") abgegeben hat; 

ein gegen den Schadenersatzpflichtigen durchgefÄhr-
tes Konkurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfahren 
nicht zur vollen Befriedigung gefÄhrt hat oder ein sol-
ches Verfahren mangels Masse abgelehnt wurde; 

der Schadenersatzpflichtige sowohl zum Zeitpunkt des 
Schadenereignisses als auch zum Zeitpunkt des Ein-
tritts der Zahlungs-/LeistungsunfÅhigkeit seinen festen 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland hat; 

der Versicherer die gesetzliche Haftpflicht des Scha-
denersatzpflichtigen anerkennt; 

an den Versicherer die AnsprÄche gegen den Scha-
denersatzpflichtigen in HÇhe der Versicherungsleis-
tung abgetreten werden, die vollstreckbare Ausferti-
gung des Urteils ausgehÅndigt und an deren erforder-
licher Umschreibung auf den Versicherer mitgewirkt 
wird. 

10.3.2 Die Leistungsvoraussetzungen sind dem Versicherer zu 
belegen und nachzuweisen (z. B. Zeitpunkt, Ursache, 
Hergang, Art und HÇhe der SchÅden, HÇhe des Forde-
rungsausfalls, Vorlage eines rechtskrÅftigen Urteils, eines 
Vollstreckungsprotokolls oder sonstiger fÄr die Beurtei-
lung erheblicher SchriftstÄcke). 

10.4 Ausschlüsse
10.4.1 Nicht versichert sind ForderungsausfÅlle aus AnsprÄchen 

der Versicherten untereinander; 

wegen SchÅden, gegen die sich der Versicherte be-
sonders versichern kann (z. B. Äber eine Hausrat- oder 
Kaskoversicherung); 

wegen SchÅden an Sachen, die dem Bereich eines 
Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes 
(auch Ehrenamtes) eines Versicherten zuzurechnen 
sind; 

soweit diese darauf beruhen, dass vom Schadener-
satzpflichtigen berechtigte Einwendungen oder be-



H  2 2 6 5   0 1 / 2 0 0 8  7  von 1 3  T e i l  A  

gründete Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig vor-
gebracht oder eingelegt wurden. 

10.4.2 Des weiteren erstreckt sich der Versicherungsschutz nicht 
auf 

die Kosten der Rechtsverfolgung; 

Schäden, soweit ein Sozialversicherungs- oder Sozial-
hilfeträger Leistungen zu erbringen hat, auch nicht, 
soweit es sich um deren Rückgriffs-, Beteiligungsan-
sprüche o. ä. handelt; 

Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder ver-
traglichen Forderungsübergangs. 

10.5 Obliegenheiten 
10.5.1 Nach Feststehen der Zahlungs-/Leistungsunfähigkeit des 

Schadenersatzpflichtigen ist dies dem Versicherer unver-
züglich, spätestens innerhalb einer Woche, schriftlich an-
zuzeigen. 

10.5.2 Außerdem ist der Versicherte verpflichtet, 

dem Versicherer wahrheitsgemäß alle den Schaden 
betreffenden Tatumstände mitzuteilen; 

alle für die Beurteilung des Schadens und der Scha-
denersatzansprüche des Versicherten erheblichen 
Schriftstücke dem Versicherer einzusenden; 

dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den 
Sach- und Verfahrensstand zu geben. 

10.6 Rechtsfolgen bei Obliegenheitsverletzung
Teil A Ziffer 3 AHB gilt entsprechend. 

11. Ehrenamtliche Tätigkeit 
(nur bei Vereinbarung des Plus-Paketes) 

11.1 Mitversichert ist, soweit nicht anderweitig Versicherungs-
schutz besteht, die gesetzliche Haftpflicht der versicherten 
Person wegen Personen- und Sachschäden aus im Inland 
ausgeübten unentgeltlichen Tätigkeiten zum Wohle des 
Gemeinwesens (ehrenamtliche Tätigkeiten) 

im Rahmen eines öffentlichen Amtes oder in Körper-
schaften des öffentlichen Rechts, wenn sie nicht durch 
eine hauptamtliche Tätigkeit der versicherten Person 
veranlasst sind; 

im eigenen Namen oder in rechtlich unselbstständigen 
Vereinigungen. 

11.2 Unentgeltlich im Sinne dieser Bestimmungen sind Tätigkei-
ten auch dann, wenn die versicherte Person hierfür eine 
Aufwandsentschädigung zur Deckung der ihr persönlich 
entstandenen Kosten erhält. 

11.3 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz bleiben 
11.3.1 Tätigkeiten 

die auch Gegenstand eines von der versicherten Person 
selbstständig ausgeübten Berufes oder Gewerbes sind; 

deren Ausübung, wenn sie im Rahmen eines Berufes 
oder Gewerbes erfolgen würde, einer behördlichen Er-
laubnis bzw. einer Zulassung bedürfen; 

für die eine Versicherungspflicht besteht; 

im medizinischen Dienst oder in Rettungsdiensten; 

der Kranken- oder Altenpflege, soweit es hierfür einer 
besonderen Ausbildung bzw. Zulassung bedarf. 

11.3.2 Ansprüche 

wegen Schäden am Eigentum der Dienststelle oder an 
von Dritten der Dienststelle oder der versicherten Per-
son anvertrauten Sachen; 

aus dem Halten von Hunden und Pferden; 

aus Besitz und Verwendung von Kraft-, Luft-, Wasser- 
und Schienenfahrzeugen; 

11.3.3 Ferner sind ausgeschlossen Ansprüche aus Personen-
schäden, bei denen es sich um Dienst- oder Arbeitsunfälle 
und Berufskrankheiten im Betrieb der Dienststelle gemäß 
den beamtenrechtlichen Bestimmungen oder gemäß dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. 

12. Schäden durch Gefälligkeitshandlungen 
(nur bei Vereinbarung des Plus-Paketes) 
Im Falle der fehlenden Haftung wegen Gefälligkeitshand-
lung (z. B. Nachbarschaftshilfe) wird sich auf Wunsch des 
Versicherungsnehmers der Versicherer gegenüber dem 
Geschädigten hierauf nicht berufen. 
Dieser Verzicht auf den Einwand der fehlenden Haftung er-
folgt bei Schäden bis 5.000,-- Euro, wobei die Entschädi-
gungsleistung für alle Schäden eines Versicherungsjahres 
auf insgesamt 10.000,-- Euro begrenzt ist. 
Ansonsten erfolgt die Regulierung nach Sach- und Rechts-
lage. 
Zahlungen erfolgen jeweils ohne Anerkenntnis einer 
Rechtspflicht. 
Von jedem Schaden hat der Versicherungsnehmer 150,-- Euro 
selbst zu tragen. 
Diese Bestimmungen finden keine Anwendung, soweit ein 
anderer Versicherer (auch Sozialversicherungsträger) leis-
tungspflichtig ist. 

13. Erhöhung der Vorsorgeversicherung 
(nur bei Vereinbarung des Plus-Paketes) 
Abweichend von Teil B Ziffer 4.2 AHB wird der Versiche-
rungsschutz für neue Risiken auf den Betrag von 
3.000.000,-- Euro pauschal für Personen- und Sachschä-
den erhöht, sofern nicht im Versicherungsschein geringere 
Versicherungssummen für die Privat-Haftpflichtversiche-
rung festgesetzt sind. Hinsichtlich Vermögensschäden 
bleibt es bei dem in Teil B Ziffer 4.2 AHB vorgesehenen 
Versicherungsschutz. 
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Teil B Å Haus- und Grundbesitzer-Haftpflichtversicherung 

Wenn der Versicherungsnehmer auf dem GrundstÄck einen 
Betrieb unterhÅlt oder einen Beruf ausÄbt, wird Versicherungs-
schutz fÄr das Haftpflichtrisiko aus dem Haus- und Grundbesitz 
nur durch eine besondere Betriebs- oder Berufshaftpflicht-
Versicherung gewÅhrt. 

Die Bestimmungen fÄr Wohnungseigentum gelten gleichermaÉen 
fÄr Teileigentum (z.B. gewerblich genutzte RÅume). 

1. Versichert ist 
im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen fÄr 
die Haftpflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden 
Besonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen die 
gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 
Haus- und/oder GrundstÄcksbesitzer, z. B. als EigentÄmer, 
Mieter, PÅchter, Leasingnehmer oder NutznieÉer fÄr das im 
Versicherungsschein und seinen NachtrÅgen beschriebene 
GebÅude oder GrundstÄck. 
Versichert sind hierbei AnsprÄche aus der Verletzung von 
Pflichten, die dem Versicherungsnehmer in den oben ge-
nannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche Instandhal-
tung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und SchneerÅumen 
auf Gehwegen). 

2. Mitversichert ist 
die gesetzliche Haftpflicht 

2.1 des Versicherungsnehmers als Bauherr oder Unternehmer 
von Bauarbeiten (Neubauten, Umbauten, Reparaturen, Ab-
bruch-, Grabearbeiten) bis zu einer veranschlagten Bau-
summe von 50.000,-- Euro je Bauvorhaben. 
Wenn dieser Betrag Äberschritten wird, entfÅllt die Mitversi-
cherung. Es gelten dann die Bestimmungen Äber die Vor-
sorge-Versicherung (Teil B Ziffer 4); 

2.2 des Versicherungsnehmers als frÄherer Besitzer aus Ö 836 
Abs. 2 BGB, wenn die Versicherung bis zum Besitzwechsel 
bestand; 

2.3 der durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reinigung, 
Beleuchtung und sonstigen Betreuung der GrundstÄcke be-
auftragten Personen fÄr AnsprÄche, die gegen sie aus An-
lass der AusfÄhrung dieser Verrichtung erhoben werden. 
Ausgeschlossen sind AnsprÄche aus PersonenschÅden, 
bei denen es sich um ArbeitsunfÅlle und Berufskrankheiten 
im Betrieb des Versicherungsnehmers gemÅÉ dem Sozial-
gesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt fÄr solche Dienst-
unfÅlle gemÅÉ den beamtenrechtlichen Vorschriften, die in 
AusÄbung oder infolge des Dienstes AngehÇrigen dersel-
ben Dienststelle zugefÄgt werden; 

2.4. des Insolvenzverwalters in dieser Eigenschaft. 

3. Weitere EinschlÄsse 
Eingeschlossen 

3.1 sind Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.14.1 AHB Ñ Haft-
pflichtansprÄche wegen SachschÅden, die durch AbwÅsser 
aus dem RÄckstau des StraÉenkanals auftreten. 

3.2 ist Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.3 AHB Ñ die vom Versi-
cherungsnehmer als Mieter, Entleiher, PÅchter oder Lea-
singnehmer durch Vertrag Äbernommene gesetzliche Haft-
pflicht des jeweiligen Vertragspartners (Vermieter, Verlei-
her, VerpÅchter, Leasinggeber) in dieser Eigenschaft. 

3.3 sind VermÇgensschÅden gemÅÉ Teil A Ziffer 8 dieser Be-
sonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen. 

4. Bei Gemeinschaften von WohnungseigentÄmern 
im Sinne des Wohnungseigentumsgesetzes 
Es gilt auÉerdem: 

4.1 Versicherungsnehmer ist die Gemeinschaft der Wohnungs-
eigentÄmer. 

4.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht der Gemeinschaft 
der WohnungseigentÄmer aus dem gemeinschaftlichen  
Eigentum. 

4.3 Mitversichert ist die persÇnliche gesetzliche Haftpflicht des 
Verwalters und der WohnungseigentÄmer bei BetÅtigung im 
Interesse und fÄr Zwecke der Gemeinschaft. 

4.4 Eingeschlossen sind Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.4 AHB Ñ 
4.4.1 AnsprÄche eines einzelnen WohnungseigentÄmers gegen 

den Verwalter; 
4.4.2 AnsprÄche eines einzelnen WohnungseigentÄmers gegen 

die Gemeinschaft der WohnungseigentÄmer; 
4.4.3 gegenseitige AnsprÄche von WohnungseigentÄmern bei 

BetÅtigung im Interesse und fÄr Zwecke der Gemein-
schaft. 

4.5 Ausgeschlossen bleiben SchÅden am Gemeinschafts-, 
Sonder- und Teileigentum und alle sich daraus ergebenden 
VermÇgensschÅden. 

5. Kraftfahrzeuge, KraftfahrzeuganhÇnger, Wasser- 
und Luft- oder Raumfahrzeuge 
Siehe Teil E Ziffer 6.3 dieser Besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen. 
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Teil C Å Tierhalter-Haftpflichtversicherung 

1. Versichert ist 
1.1 die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers als 

Halter von Tieren, soweit Versicherungsschutz beantragt 
wurde. 
Gewerbliche oder betriebliche Verwendung ist nur in Ver-
bindung mit dem Betriebsrisiko versicherbar. 
Sämtliche vorhandenen Tiere der gleichen Gattung müssen 
zur Beitragsberechnung angegeben werden; Jagdhunde, 
für die bereits Versicherungsschutz durch eine Jagd-
Haftpflichtversicherung besteht, sind nicht mitversichert und 
nicht mitzuzählen. 

1.2 Abweichend von Teil B Ziffer 13.2 AHB wird für Welpen (in 
der Hundehalter-Haftpflichtversicherung) bzw. Fohlen (in 
der Pferdehalter-Haftpflichtversicherung) der vom Versiche-
rungsnehmer zur Versicherung gemeldeten Tiere ab dem 
Tag der Geburt bis zu der darauf folgenden Hauptfälligkeit 
auf die Erhebung eines Beitrags verzichtet. 
Der Versicherungsnehmer hat im Rahmen des Vertrages 
als Halter auch dieser Tiere Versicherungsschutz. 
Voraussetzung hierfür ist, dass die nach der betreffenden 
Hauptfälligkeit (siehe Absatz 1) beim Versicherungsnehmer 
verbliebenen neugeborenen Tiere dem Versicherer gemäß 
Teil B Ziffer 13.1 AHB gemeldet werden. 

1.3 Trotz Beitragszahlung besteht kein Versicherungsschutz für 
die Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden folgender 
Rassen sowie Kreuzungen daraus: 
Alano, American Bulldog, American Pitbull Terrier, Ameri-
can Staffordshire Terrier, Bandog, Bordeauxdogge, Bull-
mastiff, Bullterrier, Cane Corso, Chinesischer Kampfhund, 
Dobermann, Dogo Argentino, Fila Brasileiro, Kangal (Kara-
bash), Kaukasischer Owtschar, Mastiff, Mastin Espanol, 
Mastino Napoletano, Molosser, Perro de Presa Canario, 
Perro de Presa Mallorquin, Pitbull-Terrier, Rhodesian 
Ridgeback, Römischer Kampfhund, Rottweiler, Staffordshi-
re Bullterrier, Tosa Inu. 

In gleicher Weise besteht kein Versicherungsschutz für die 
Haftpflicht als Halter oder Hüter von Hunden, die durch Ab-
richten eine über das natürliche Maß hinausgehende 
Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in 
ihrer Wirkung vergleichbare, Mensch oder Tier gefährdende 
Eigenschaft, insbesondere Beißkraft und fehlende Bisslö-
sung, besitzen. 

2. Mitversichert 
nach Maßgabe der Vertragsbestimmungen 

2.1 ist die gesetzliche Haftpflicht des nicht gewerbsmäßig 
tätigen Tierhüters in dieser Eigenschaft; 

2.2 ist ein vorübergehender Auslandsaufenthalt im Umfang 
gemäß Teil A Ziffer 5 dieser Besonderen Bedingungen und 
Risikobeschreibungen; 

2.3 sind Mietsachschäden entsprechend Teil A Ziffern 6.1 bis 
6.3 dieser Besonderen Bedingungen und Risikobeschrei-
bungen. Die Höchstersatzleistung ist innerhalb der Versi-
cherungssumme für Sachschäden begrenzt auf 300.000,-- 
Euro je Versicherungsfall. Für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres beträgt die Höchstersatzleistung 
600.000,-- Euro. 

2.4 sind Vermögensschäden gemäß Teil A Ziffer 8 dieser Be-
sonderen Bedingungen und Risikobeschreibungen. 

3. Kraftfahrzeuge, KraftfahrzeuganhÇnger, Wasser- 
und Luft- oder Raumfahrzeuge 
Siehe Teil E Ziffer 6.3 dieser Besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen. 
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Teil D Å Bauherren-Haftpflichtversicherung 

1. Grundrisiko 
1.1 Versicherungsschutz wird nur geboten, wenn Planung, Bau-

leitung und BauausfÄhrung (Ausnahme: Bauen in Eigen-
leistung / Nachbarschaftshilfe gemÅÉ nachfolgender Ziffer 2) 
an einen Dritten vergeben sind. 

1.2 Versichert ist im Rahmen der Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen fÄr die Haftpflichtversicherung (AHB) und der 
nachfolgenden Bestimmungen die gesetzliche Haftpflicht 
des Versicherungsnehmers als Bauherr fÄr das im Versi-
cherungsschein und seinen NachtrÅgen beschriebene Bau-
vorhaben. 

1.3 Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Haus- und 
GrundstÄcksbesitzer fÄr das zu bebauende GrundstÄck und 
das zu errichtende Bauwerk. 

1.4 Eingeschlossen sind 
1.4.1 Ñ abweichend von Teil B Ziffern 7.10 (b) und 7.14.2 AHB Ñ 

HaftpflichtansprÄche wegen Senkungen eines Grund-
stÄcks oder Erdrutschungen. 
Ausgeschlossen bleiben SachschÅden und alle sich dar-
aus ergebenden VermÇgensschÅden am BaugrundstÄck 
selbst und/oder den darauf befindlichen GebÅuden oder 
Anlagen. 

1.4.2 Ñ abweichend von Teil B Ziffer 7.14.1 AHB Ñ Haftpflicht-
ansprÄche aus Sachschaden durch AbwÅsser. 
Ausgeschlossen bleiben jedoch SchÅden an EntwÅsse-
rungsleitungen durch Verschmutzungen und Verstopfun-
gen und alle sich daraus ergebenden VermÇgensschÅden. 
Teil B Ziffer 7.10 (b) AHB bleibt unberÄhrt. 

1.4.3 VermÇgensschÅden gemÅÉ Teil A Ziffer 8 dieser Beson-
deren Bedingungen und Risikobeschreibungen. 

2. Zusatzrisiko Bauen mit eigener Leistung (Selbst-
hilfe bei Planung, Bauleitung, BauausfÄhrung) 

2.1 Falls vereinbart, ist zusÅtzlich versichert die gesetzliche 
Haftpflicht des Versicherungsnehmers aus dem Bauen in 
Eigenleistung/Nachbarschaftshilfe. 

2.2 Mitversichert ist die persÇnliche gesetzliche Haftpflicht 
sÅmtlicher mit dem Bauvorhaben beschÅftigten Personen 
fÄr SchÅden, die sie in AusfÄhrung der Baueigenleistung 
verursachen. 
Ausgeschlossen sind HaftpflichtansprÄche aus Personen-
schÅden, bei denen es sich um ArbeitsunfÅlle und Berufs-
krankheiten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemÅÉ 
dem Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt fÄr sol-
che DienstunfÅlle gemÅÉ den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in AusÄbung oder infolge des Dienstes AngehÇri-
gen derselben Dienststelle zugefÄgt werden. 

3. AusschlÄsse 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus dem VerÅndern 
der GrundwasserverhÅltnisse. 

4. Kraftfahrzeuge, KraftfahrzeuganhÇnger, Wasser- 
und Luft- oder Raumfahrzeuge 
Siehe Teil E Ziffer 6.3 dieser Besonderen Bedingungen 
und Risikobeschreibungen. 

5. Ende der Versicherung 
Die Versicherung endet mit Beendigung der Bauarbeiten, 
spÅtestens zwei Jahre nach Versicherungsbeginn. 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, SchlÄsselfertig-
keit und endgÄltige Bausumme anzuzeigen. 
Zur Bausumme zÅhlen die tatsÅchlichen Aufwendungen fÄr 
die BauausfÄhrung, Kosten fÄr die Aushebung von Grund 
und Boden (Grabearbeiten), Aufwendungen fÄr das Ein-
bauen von Maschinen (nicht aber die Kosten der Maschi-
nen selbst). 
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Teil E Å Gemeinsames zu den Teilen A bis D 

1. Maximierung der Versicherungssummen 
Die Gesamtleistung des Versicherers fÄr alle Versiche-
rungsfÅlle eines Versicherungsjahres (in der Bauherren-
Haftpflichtversicherung wÅhrend der Vertragsdauer) betrÅgt 
das Doppelte der vereinbarten Versicherungssummen, so-
weit nichts anderes vereinbart ist.

2. GewÇsserschÇden Å auÑer Anlagenrisiko Å 
Es gelten die nachstehenden Besonderen Bedingungen 
fÄr die Versicherung der Haftpflicht aus GewÇsser-
schÇden Å auÑer Anlagenrisiko Å. 

2.1 Gegenstand der Versicherung 
Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei VermÇgens-
schÅden wie SachschÅden behandelt werden, die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers fÄr unmittelbare 
oder mittelbare Folgen von VerÅnderungen der physikali-
schen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines 
GewÅssers einschlieÉlich des Grundwassers (GewÅsser-
schÅden) 
mit Ausnahme der Haftpflicht 
als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewÅsserschÅdli-
chen Stoffen und aus Verwendung dieser gelagerten Stoffe. 
(Versicherungsschutz hierfÄr wird ausschlieÉlich durch be-
sonderen Vertrag gewÅhrt). 

2.2 Rettungskosten 
Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-
nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens fÄr geboten halten durfte (Rettungskos-
ten) sowie auÉergerichtliche Gutachterkosten werden vom 
Versicherer insoweit Äbernommen, als sie zusammen mit 
der EntschÅdigungsleistung die Versicherungssumme fÄr 
SachschÅden nicht Äbersteigen. FÄr Gerichts- und Anwalts-
kosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen fÄr die Haftpflichtversicherung (AHB). 
Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- und 
auÉergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu 
ersetzen, als sie zusammen mit der EntschÅdigung die Ver-
sicherungssumme fÄr SachschÅden Äbersteigen. Eine Billi-
gung des Versicherers von MaÉnahmen des Versiche-
rungsnehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung 
des Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

2.3 AusschlÄsse 
Ausgeschlossen sind HaftpflichtansprÄche 

2.3.1 gegen die Personen (Versicherungsnehmer oder jeden 
Mitversicherten), die den Schaden durch vorsÅtzliches 
Abweichen von dem GewÅsserschutz dienenden Geset-
zen, Verordnungen, an den Versicherungsnehmer gerich-
teten behÇrdlichen Anordnungen oder VerfÄgungen her-
beigefÄhrt haben. 

2.3.2 wegen SchÅden, die unmittelbar oder mittelbar auf 
Kriegsereignissen, anderen feindseligen Handlungen, 
Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der Bundes-
republik oder in einem Bundesland) oder unmittelbar auf 
VerfÄgungen oder MaÉnahmen von hoher Hand beruhen. 
Das gleiche gilt fÄr SchÅden durch hÇhere Gewalt, soweit 
sich elementare NaturkrÅfte ausgewirkt haben. 

3. GewÇsserschÇden Å Anlagenrisiko Å 
Es gelten die nachstehenden Zusatzbedingungen fÄr 
die Versicherung der Haftpflicht aus GewÇsserschÇden 
Å Anlagenrisiko Å. 

3.1 Gegenstand der Versicherung 
3.1.1 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers 

als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von gewÅsser-
schÅdlichen Stoffen in BehÅltnissen bis 50 Liter bzw. kg 
FassungsvermÇgen (Kleingebinde), sofern das Gesamt-

fassungsvermÇgen der vorhandenen Kleingebinde 500 Li-
ter bzw. kg nicht Äbersteigt und aus der Verwendung die-
ser gelagerten Stoffe fÄr unmittelbare oder mittelbare Fol-
gen (Personen-, Sach- und VermÇgensschÅden) von 
VerÅnderungen der physikalischen, chemischen oder bio-
logischen Beschaffenheit eines GewÅssers einschlieÉlich 
des Grundwassers (GewÅsserschaden). 
Kein Versicherungsschutz Ñ auch nicht Äber Teil B Ziffern 
3.1.2, 3.1.3 und 4 AHB Ñ besteht fÄr Anlagen, die Äber die 
Begrenzung des FassungsvermÇgens je Einzelgebinde 
bzw. der Gesamtmenge hinausgehen.

3.1.2 Soweit im Versicherungsschein und seinen NachtrÅgen 
sowie im folgenden nichts anderes bestimmt ist, finden 
die Allgemeinen Versicherungsbedingungen fÄr die Haft-
pflichtversicherung (AHB) Anwendung. 

3.1.3 Mitversichert sind die Personen, die der Versicherungs-
nehmer durch Arbeitsvertrag mit der Verwaltung, Reini-
gung, Beleuchtung und sonstigen Betreuung der Grund-
stÄcke beauftragt hat fÄr den Fall, dass sie aus Anlass 
dieser Verrichtung in Anspruch genommen werden. 
Ausgeschlossen sind AnsprÄche aus PersonenschÅden, 
bei denen es sich um ArbeitsunfÅlle und Berufskrankhei-
ten im Betrieb des Versicherungsnehmers gemÅÉ dem 
Sozialgesetzbuch VII handelt. Das gleiche gilt fÄr solche 
DienstunfÅlle gemÅÉ den beamtenrechtlichen Vorschrif-
ten, die in AusÄbung oder infolge des Dienstes AngehÇri-
gen derselben Dienststelle zugefÄgt werden. 

3.2 Versicherungsleistung 
Der Versicherungsschutz wird innerhalb der vereinbarten 
Versicherungssumme bis zur HÇhe einer Einheitsversiche-
rungssumme von 1.000.000,-- Euro fÄr Personen-, Sach- 
und VermÇgensschÅden je Versicherungsfall gewÅhrt. Die 
Gesamtleistung fÄr alle VersicherungsfÅlle eines Versiche-
rungsjahres betrÅgt das Doppelte dieser Einheitsversiche-
rungssumme.

3.3 Rettungskosten 
3.3.1 Aufwendungen, auch erfolglose, die der Versicherungs-

nehmer im Versicherungsfall zur Abwendung oder Minde-
rung des Schadens fÄr geboten halten durfte (Rettungs-
kosten) sowie auÉergerichtliche Gutachterkosten werden 
vom Versicherer insoweit Äbernommen, als sie zusam-
men mit der EntschÅdigungsleistung die Einheitsversiche-
rungssumme nicht Äbersteigen. FÄr Gerichts- und An-
waltskosten bleibt es bei der Regelung der Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen fÄr die Haftpflichtversiche-
rung. 

3.3.2 Auf Weisung des Versicherers aufgewendete Rettungs- 
und auÉergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit 
zu ersetzen, als sie zusammen mit der EntschÅdigung die 
Einheitsversicherungssumme Äbersteigen. Eine Billigung 
des Versicherers von MaÉnahmen des Versicherungs-
nehmers oder Dritter zur Abwendung oder Minderung des 
Schadens gilt nicht als Weisung des Versicherers. 

3.3.3 Rettungskosten im Sinne von Teil E Ziffer 3.3 entstehen 
bereits dann, wenn der Eintritt des Versicherungsfalles 
ohne Einleitung von RettungsmaÉnahmen als unver-
meidbar angesehen werden durfte. FÄr die Erstattung von 
Rettungskosten ist es unerheblich, aus welchem Rechts-
grund (Çffentlich-rechtlich oder privat-rechtlich) der Versi-
cherungsnehmer zur Zahlung dieser Kosten verpflichtet 
ist. 
Rettungskosten sind auch Aufwendungen zur Wiederher-
stellung des Zustands von GrundstÄcks- und GebÅudetei-
len Ñ auch des Versicherungsnehmers Ñ wie er vor Be-
ginn der RettungsmaÉnahmen bestand. Eintretende 
Wertverbesserungen oder Kosten, die zur Erhaltung, Re-
paratur oder Erneuerung der Anlage selbst ohnehin ent-
standen wÅren, sind abzuziehen. 

3.4 VorsÇtzliche VerstÉÑe 
Ausgeschlossen sind AnsprÄche gegen die Personen (Ver-
sicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch vorsÅtzliches Abweichen von dem GewÅs-
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serschutz dienenden Gesetzen, Verordnungen, an den Ver-
sicherungsnehmer gerichteten behÇrdlichen Anordnungen 
oder VerfÄgungen herbeigefÄhrt haben. 

3.5 Vorsorgeversicherung 
Die Bestimmungen von Teil B Ziffern 3.1.3 und 4 AHB Ñ Vor-
sorgeversicherung Ñ finden keine Anwendung. 

3.6 Gemeingefahren 
Ausgeschlossen sind HaftpflichtansprÄche wegen SchÅden, 
die unmittelbar oder mittelbar auf Kriegsereignissen, ande-
ren feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, 
Generalstreik (in der Bundesrepublik oder in einem Bundes-
land) oder unmittelbar auf VerfÄgungen oder MaÉnahmen 
von hoher Hand beruhen. Das gleiche gilt fÄr SchÅden 
durch hÇhere Gewalt, soweit sich elementare NaturkrÅfte 
ausgewirkt haben. 

3.7 Eingeschlossene Schäden 
Eingeschlossen sind abweichend von Teil B Ziffer 1.1 AHB 
Ñ auch ohne dass ein GewÅsserschaden droht oder eintritt Ñ 
SchÅden an unbeweglichen Sachen des Versicherungs-
nehmers, die dadurch verursacht werden, dass die gewÅs-
serschÅdlichen Stoffe bestimmungswidrig aus der Anlage 
(gemÅÉ Teil E Ziffer 3.1.1) ausgetreten sind. Der Versiche-
rer ersetzt die Aufwendungen zur Wiederherstellung des 
Zustands, wie er vor Eintritt des Schadens bestand. Eintre-
tende Wertverbesserungen sind abzuziehen. 
Ausgeschlossen bleiben SchÅden an der Anlage (gemÅÉ 
Teil E Ziffer 3.1.1) selbst. 

4. Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit des Versi-
cherungsnehmers 

4.1 Beitragsbefreiung 
Wird der Versicherungsnehmer unfreiwillig arbeitslos, wird 
der Vertrag vorÄbergehend beitragsfrei weitergefÄhrt. 
Unfreiwillige Arbeitslosigkeit liegt auch dann vor, wenn der 
Versicherungsnehmer und sein Arbeitgeber das Arbeitsver-
hÅltnis einvernehmlich durch Aufhebungsvertrag beendet 
haben. 

4.2 Leistungsfreiheit 
Kein Anspruch auf GewÅhrung von beitragsfreiem Versi-
cherungsschutz besteht, wenn der Versicherungsnehmer 

4.2.1 wegen fristloser KÄndigung seines ArbeitsverhÅltnisses 
durch seinen Arbeitgeber arbeitslos geworden ist oder 

4.2.2 das ArbeitsverhÅltnis selbst gekÄndigt hat. 
4.3 Voraussetzungen 

Voraussetzungen fÄr beitragsfreien Versicherungsschutz 
4.3.1 Vom Beginn dieser Leistungszusage an bis zum Eintritt 

der Arbeitslosigkeit sind die BeitrÅge zu dieser Versiche-
rung mindestens 36 Monate lang ununterbrochen entrich-
tet worden. 

4.3.2 Bei Beginn dieser Leistungszusage hat der Versiche-
rungsnehmer das 50. Lebensjahr und bei Beginn der Ar-
beitslosigkeit das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet. 

4.3.3 Der Versicherungsnehmer ist unmittelbar vor Eintritt der 
Arbeitslosigkeit mindestens 3 Jahre als Arbeitnehmer un-
unterbrochen sozialversicherungspflichtig in einem unbe-
fristeten ArbeitsverhÅltnis beschÅftigt gewesen. 

4.3.4 Durch Bescheinigung seines Arbeitgebers weist der 
Versicherungsnehmer das Vorliegen der Voraussetzun-
gen gemÅÉ Ziffer 4.3.3 sowie die GrÄnde fÄr die Beendi-
gung des ArbeitsverhÅltnisses nach. 

4.4 Nachweis 
Der Versicherungsnehmer legt eine Bescheinigung der 
Bundesagentur fÄr Arbeit vor, aus der sich der Beginn der 
Arbeitslosigkeit ergibt. 

4.5 Auszubildende, Studenten 
Die Beitragsbefreiung gilt auch fÄr 

4.5.1 Auszubildende, die unmittelbar nach 3-jÅhriger ununter-
brochener Ausbildung arbeitslos werden, 

4.5.2 Auszubildende, wenn sie nach ununterbrochener Ausbil-
dung und sofort anschlieÉender BeschÅftigung als Arbeit-
nehmer in einem unbefristeten sozialversicherungspflich-
tigen ArbeitsverhÅltnis arbeitslos werden und der Zeit-
raum der Ausbildung/BeschÅftigung insgesamt mindes-
tens 3 Jahre betragen hat, 

4.5.3 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang an 
einer Fachhochschule oder UniversitÅt, die eine mindes-
tens 3-jÅhrige ununterbrochene Studiendauer nachweisen 
kÇnnen und unmittelbar anschlieÉend arbeitslos werden. 
Anstelle einer Bescheinigung des Arbeitgebers gemÅÉ 
Ziffer 4.3.4 ist eine Studienbescheinigung der Fachhoch-
schule oder UniversitÅt erforderlich. 
Bei Studienabbruch besteht kein Anspruch auf Beitrags-
befreiung. 

4.5.4 Studenten in einem staatlich anerkannten Studiengang an 
einer Fachhochschule oder UniversitÅt, wenn sie nach 
mindestens 3-jÅhriger ununterbrochener Studiendauer 
und sofort anschlieÉender BeschÅftigung als Arbeit-
nehmer in einem unbefristeten sozialversicherungspflich-
tigen ArbeitsverhÅltnis arbeitslos werden. 

4.6 Leistung 
4.6.1 Sind alle Voraussetzungen erfÄllt, wird der Vertrag auf 

Antrag beitragsfrei gestellt. 
Die Beitragsbefreiung gilt fÄr lÅngstens 6 Monate und be-
ginnt mit dem Kalendermonat, der auf den Eingang der 
unter Ziffern 4.3.4 und 4.4 genannten Bescheinigungen 
beim Versicherer folgt. FÄr diesen Zeitraum bereits ge-
leistete Beitragszahlungen werden anteilig erstattet. 
Die Beitragsbefreiung endet mit Wiederaufnahme einer 
neuen sozialversicherungspflichtigen TÅtigkeit, die dem 
Versicherer unverzÄglich anzuzeigen ist. 
WÅhrend der Beitragsbefreiung muss der Versicherungs-
nehmer dem Versicherer den Bewilligungsbescheid der 
Bundesagentur fÄr Arbeit vorlegen, aus dem sich die 
Dauer des Bezuges von Arbeitslosengeld ergibt. AuÉer-
dem ist das ununterbrochene Fortbestehen der Arbeitslo-
sigkeit alle 3 Monate nachzuweisen. 
UnabhÅngig davon ist der Versicherer jederzeit berech-
tigt, bei der Bundesagentur fÄr Arbeit AuskÄnfte Äber die 
Fortdauer der Arbeitslosigkeit einzuholen. 

4.6.2 Hat eine Beitragsbefreiung gemÅÉ Ziffer 4.6.1 weniger als 
den vereinbarten Zeitraum betragen und tritt nach Wie-
deraufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schÅftigung als Arbeitnehmer erneut unfreiwillige Arbeits-
losigkeit ein, wird die Dauer der Beitragsbefreiung auf An-
trag auf insgesamt den vereinbarten Zeitraum ausge-
dehnt. 

4.6.3 Sofern der Versicherungsnehmer eine Beitragsbefreiung 
insgesamt fÄr den vereinbarten Zeitraum in Anspruch ge-
nommen hat, mÄssen die Voraussetzungen fÄr eine 
nochmalige Beitragsbefreiung neu erfÄllt werden. 

5. Home-Service 
5.1 Erreichbarkeit und Leistung 

Auch auÉerhalb der GeschÅftszeiten steht dem Versiche-
rungsnehmer ein spezieller Home-Service rund um die Uhr, 
auch an Sonn- und Feiertagen, zur VerfÄgung. Im Notfall 
organisiert dieser rasche Hilfe und vermittelt qualifizierte 
Handwerker und Dienstleister. 

5.2 Rufnummer 
Dieser Home-Service kann unter der im Versicherungs-
schein genannten Telefonnummer erreicht werden. 
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6. Nicht versicherte Risiken 
Für alle aufgeführten Versicherungen (Teile A bis D) gilt: 

6.1 Ausgenommen 
von der Versicherung und besonders zu versichern ist, was 
nicht nach dem Antrag ausdrÄcklich in Versicherung gege-
ben oder nach Besonderen Bedingungen und Risikobe-
schreibungen ohne besonderen Beitrag mitversichert ist. 

6.2 Brand- und Explosionsschäden 
Nicht versichert sind AnsprÄche gegen die Personen 
(Versicherungsnehmer oder jeden Mitversicherten), die den 
Schaden durch bewusst gesetz-, vorschrifts- oder sonst 
pflichtwidrigen Umgang mit brennbaren oder explosiblen 
Stoffen verursachen. 

6.3 Kraftfahrzeuge, Kraftfahrzeuganhänger, Wasser- und 
Luft- oder Raumfahrzeuge 
(Ausnahme: Für die Privat-Haftpflichtversicherung gelten 
die Bestimmungen von Teil A Ziffer 3) 
Nicht versichert sind 

6.3.1 AnsprÄche wegen SchÅden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte  
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Kraft-
fahrzeuges oder KraftfahrzeuganhÅngers verursachen. 
Besteht nach diesen Bestimmungen fÄr einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch fÄr alle anderen 
Versicherten. 
Eine TÅtigkeit der genannten Personen an einem Kraft-
fahrzeug oder KraftfahrzeuganhÅnger ist kein Gebrauch 
im Sinne dieser Bestimmung, wenn keine dieser Perso-
nen Halter oder Besitzer dieses Fahrzeuges ist und wenn 
das Fahrzeug hierbei nicht in Betrieb gesetzt wird. 
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht. 

6.3.2 AnsprÄche wegen SchÅden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte  
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Was-
serfahrzeuges verursachen oder fÄr die sie als Halter  
oder Besitzer eines Wasserfahrzeuges in Anspruch ge-
nommen werden. 
Besteht nach diesen Bestimmungen fÄr einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch fÄr alle anderen 
Versicherten. 
Eine TÅtigkeit der genannten Personen an einem Was-
serfahrzeug ist kein Gebrauch im Sinne dieser Bestim-
mung, wenn keine dieser Personen Halter oder Besitzer 
dieses Fahrzeuges ist und wenn das Fahrzeug hierbei 
nicht in Betrieb gesetzt wird. 
Falls im Rahmen und Umfang des Vertrages eine abwei-
chende Regelung getroffen wurde, gilt dieser Ausschluss 
insoweit nicht. 

6.3.3 AnsprÄche wegen SchÅden, die der Versicherungsneh-
mer, ein Mitversicherter oder eine von ihnen bestellte  
oder beauftragte Person durch den Gebrauch eines Luft- 
oder Raumfahrzeuges verursachen oder fÄr die sie als 
Halter oder Besitzer eines Luft- oder Raumfahrzeuges in 
Anspruch genommen werden. 
Besteht nach diesen Bestimmungen fÄr einen Versicher-
ten (Versicherungsnehmer oder Mitversicherten) kein 
Versicherungsschutz, so gilt das auch fÄr alle anderen 
Versicherten. 
Nicht versichert ist die Haftpflicht aus 

der Planung oder Konstruktion, Herstellung oder Liefe-
rung von Luft- oder Raumfahrzeugen oder Teilen fÄr 
Luft- oder Raumfahrzeuge, soweit die Teile ersichtlich 
fÄr den Bau von Luft- oder Raumfahrzeugen oder den 
Einbau in Luft- oder Raumfahrzeuge bestimmt waren, 
TÅtigkeiten (z. B. Montage, Wartung, Inspektion, Über-
holung, Reparatur, BefÇrderung) an Luft- oder Raum-
fahrzeugen oder deren Teilen, 

und zwar wegen SchÅden an Luft- oder Raumfahrzeugen, 
der mit diesen befÇrderten Sachen, der Insassen und alle 
sich daraus ergebenden VermÇgensschÅden sowie we-
gen sonstiger SchÅden durch Luft- oder Raumfahrzeuge. 

Zu 6.3.1.: 
Die Versicherung erstreckt sich jedoch auf Besitz und 
Verwendung von folgenden Kraftfahrzeugen: 
1. Alle nur auf nicht Çffentlichen Wegen und PlÅtzen 

verkehrenden Kfz und AnhÅnger ohne RÄcksicht auf 
eine HÇchstgeschwindigkeit*

2. alle Kfz mit nicht mehr als 6 km/h HÇchstgeschwin-
digkeit; 

3. alle selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr 
als 20 km/h HÇchstgeschwindigkeit**. 

HierfÄr gilt: 
FÄr diese Kraftfahrzeuge gelten nicht die AusschlÄsse in 
Teil B Ziffer 3.1.2 AHB und in Teil B Ziffer 4.3.1 AHB.
Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer 
gebraucht werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahr-
zeug mit Wissen und Willen des VerfÄgungsberechtigten 
gebrauchen darf. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, dafÄr zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf Çffentli-
chen Wegen oder PlÅtzen nur mit der erforderlichen 
Fahrerlaubnis benutzen. Der Versicherungsnehmer ist 
verpflichtet, dafÄr zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von 
einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche 
Fahrerlaubnis hat. 

* Hinweis: Bei BetriebsgrundstÄcken und -grundstÄcksteilen, die Besu-
chern, Kunden oder Lieferanten zugÅnglich sind, handelt es sich um 
sogenannte beschrÅnkt Çffentliche VerkehrsflÅchen. Kraftfahrzeuge mit 
mehr als 6 km/h und selbstfahrende Arbeitsmaschinen mit einer HÇchstge-
schwindigkeit von mehr als 20 km/h, die ausschlieÉlich oder gelegentlich 
auf solchen BetriebsgrundstÄcken oder Baustellen verkehren, sind versi-
cherungspflichtig, mit der Folge, dass eine Kraftfahrzeug-Haftpflichtver-
sicherung nach MaÉgabe der áAllgemeinen Bedingungen fÄr die Kfz-Versi-
cherungà (AKB) abgeschlossen werden muss. Auch bei einer behÇrdlicher-
seits erteilten Befreiung von der Zulassungspflicht Ñ Ausnahmegenehmi-
gung nach Ö 70 Abs. 1 Ziffer 2 StVZO Ñ bleibt die Versicherungspflicht 
bestehen. 
** Hinweis: Selbstfahrende Arbeitsmaschinen sind Fahrzeuge, die nach 
ihrer Bauart und ihren besonderen, mit dem Fahrzeug fest verbundenen 
Einrichtungen zur Leistung von Arbeit, nicht zur BefÇrderung von Personen 
oder GÄtern bestimmt und geeignet sind und die zu einer vom Bundesmi-
nister fÄr Verkehr bestimmten Art solcher Fahrzeuge gehÇren. Obwohl 
nicht zulassungspflichtig, mÄssen Arbeitsmaschinen beim Verkehr auf 
Çffentlichen StraÉen amtliche Kennzeichen fÄhren, wenn ihre durch die 
Bauart bestimmte HÇchstgeschwindigkeit 20 km/h Äbersteigt. Diese sind 
dann ausschlieÉlich nach dem K-Tarif zu versichern. Gabelstapler gelten 
als Kraftfahrzeuge. 


